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ern A 
des Großherzogthums Polen. 


Inland. 


Berlin den 15. Mai. (A. P. 3.) Je leichter es wird die Haltung der 
Preſſe, welche ſich ſeit dem Patent vom 3. Februar immer mehr zu konſolidiren 
ſucht, im Allgemeinen anzuerkennen, um fo näher liegt die Pflicht, alle deſtruk⸗ 
tiven Verſuche im einzelnen Falle entſchieden zurückzuweiſen. Dahin gehört der 
Terrorismus, welchen ein Theil der Preſſe, namentlich bei Prozeſſen wegen 
politiſcher Vergehen, gegen die Richter auszuüben ſucht, indem dieſe Koterie eines: 
theils den Spruch ſelbſt als ungerecht verdächtigt und ihm die ſchlechteſten Motive 
unterlegt, anderentheils aber verſucht, durch Nennung der Namen in Verbindung 
mit der Art, wie jeder Richter abgeſtimmt hat, diejenigen Richter, welche nach 
ihrer Deutung des Geſebes . le Gewiſſen verurtheilen mußten, in der öf⸗ 
fentlichen Meinung als „ Reaktionaire“ bloßzuſtellen, diejenigen aber, welche nach 
Geſetz und Gewiſſen freiſprechen, als beſonders „freiſiunige Männer des Volkes“ 
zu erheben. Wir haben in der letzten Zeit ſo mannigfach dieſe unwürdige, ja 
frevelhafte Parteis Taktik in der Preſſe finden können, daß die Wichtigkeit des 
Gegenſtandes ein näheres Eingehen auf dieſe deſtrukiven Manöver verlangt. 
wird z. B. in einer viel geleſenen norddeutſchen Zeitung unterm 30. Januar und 
1. Februar von Königsberg aus ein Detail in Bezug auf die Entfcheidung eines 
Preß⸗Prozeſſes gemeldet, wie es nur arge Verblendung oder ſchmählicher Cynis⸗ 
mus politiſchen Parteitreibens ins Publikum bringen konnte 5 es werden die Namen 
der Referenten, ob ſie freiſprechend oder verurtheilend referirt, die Fragen und 
Geſichtspunkte, welche ſie für — richterliche Beurtheilung aufgeſtellt haben, die 
Anſicht des Präſidenten, das Stimm- Verhältniß bei den einzelnen Fragen, die 
Namen der freiſprechenden Richter mitgetheilt und auf ſelche Weiſe die bisher noch 
heilig gehaltenen Geheimniſſe des richterlichen Gewiſſens entweiht. Noch plumper 
richt ſich ein ſüddeutſches Blatt in einer Korreſpondenz aus Koblenz über ein 
neuerliches Urtheil der Korrektionell-Kammer des Koblenzer Landgerichts aus. 
Die darin ausgeſprochene ſchamloſe Kritik eines Urtheils, welches jetzt auch in 
zweiter Inſtanz vollſtändig beftätigt wurde, ſchließt damit, daß die Namen der 
Richter genannt werden, und daß ſowohl das Votum des Praͤſidenten bezeichnet, 
als der Urtheilsfaſſer namentlich aufgeführt wird. Nach ſolchen Beiſpielen haben 
wir nicht nöthig, noch beſonders auf die Uugeſetzlichkeit dieſer Mittheilungen, ſo 
wie auf den gänzlichen Mangel eines jeden Begriffes von dem, was der Staats- 
bürger der Würde des Gerichts ſchuldig iſt, aufmerkſam zu machen. Wir wollen 
blos fragen, ob es im Intereſſe der wahren Freiheit iſt, wenn eine Koterie in der 
Preſſe, welche ſonſt immer mit ihrer Geſetzlichkeit um ſich wirft und die Staats⸗ 
regierung vielfach der Abſicht, in die richterliche Unabhängigkeit einzugreifen, zeis 
hen möchte, — wenn eine ſolche Koterie darauf hinarbeiten darf, daß die Richter 
nicht mehr allein nach dem Geſetz und ihrem Gewiſſen unparteiiſch freiſprechen oder 
verdammen ſollen, ſondern willkürlich nach den Anfichten einer Partei; daß der 
Begriff der Gerechtigkeit verwiſcht und der Begriff der Freiſinnigkeit oder Nicht⸗ 
ſreiſiunigteit an die Stelle geſetzt wird; und endlich, daß den ſonſt ſtets als Opfer 
ihrer Ueberzeugungstreue präkouiſirten Angeklagten, ſtatt ihnen die Pflicht der 
Wahrheit aus Herz zu legen, zugerufen werden darf, wie es eine Rheiniſche 
Zeitung bei Gelegenheit eines neuerdings hier vorgekommenen Prozeſſes thut: 
„Klugheit ja Schlauheit führt zur Freiſprechung; ein offenes, freimüthiges Ber 
kenntniß ins Gefangniß!“ In dieſen Worten liegt bereits eine fo große Verdorben⸗ 
heit und der Verſuch, die Grundlage des Staats, das Recht und das Geſetz in 
Willkür und Raboliſtik aufzulöſen, fo daß wir es an der Zeit erachten müſſen, 
die wahre öffentliche Meinung gegen einen ſolchen Terrorismus aufzurufen. 
- Berlin. (Spen. Zig.) — Seit einiger Zeit wird von hier aus mittelſt der 
Eiſenbahn viel Schlachtvieh nach Hamburg, von woher Berlin fonft hauptſächlich 
ſeinen Bedarf bezog, geſchickt. Es ſoll nämlich jetzt beſonders in England ein 
fuͤhlbarer Mangel an Rindvieh fein und mit letzterem deshalb über Hamburg ein 
lebhafter Handel aus Norddeutſchland, beſonders aus der Mark, mit England 
getrieben werden. 


Druck und Verlag der Hof⸗Vuchdruckerei von W. Decker 


So 
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G. Müller. 


Ungeachtet aller Auſtrengungen der Spekulanten, die Getreidepreiſe noch mehr 
in die Höhe zu treiben, will dies doch nicht gelingen. Am 15ten d. wurde auf 
dem Markte der Wiſpel Roggen mit 102 Thalern verkauft. Die Getreidezufuhr 
iſt hier für die gegenwärtige Jahreszeit ungewöhnlich ſtark, woraus ſich ſchließen 
laßt, daß viele Vorraͤhe in der Hoffnung auf noch höhere Preiſe zurückgehalten 
worden find. Unter den Konſumenten zeigt ſich dagegen täglich weniger Kaufluſt, 
da man feſt glaubt, daß mit dem heutigen Stichtage das Getreide bedeutend bil⸗ 
liger werden werde. Dabei verdient es Anerkennung, daß die Königl. Seehand⸗ 
lung jetzt den Roggen billiger verkauft, als ſie ihn ſelbſt eingekauft hat. 

Köln. — Wir find benachrichtigt worden, daß die auf Allerhöchften Befehl 
Sr. Majeſtät des Königs dem Herrn Ober-Präſidenten zur Verfügung geſtellte 
Quantität Roggen 4800 Wispel beträgt. a 

Vom Rhein. — Die Amerikaner ſcheinen die Deutſchen zur richtigen Kos 
lontalpolitit zwingen zu wollen. Durch ihr neues Geſetz über die Verladung 
der Auswanderer weiſen fie die ärmere Klaſſe von ſich ab. Was wird nun Deutſch⸗ 
land mit ſeinen Armen machen? Wird man überall Preußens Beiſpiel folgen, 
und- Inlandkolonieen oder Pflanzungen in benachbarten Ländern, wo noch Raum 
it, anlegen? Die Preſſe hat ſchon oft auf die unteren Donauländer hingewie⸗ 
ſen. Größere Güter wären hier für ein Billiges anzukaufen und alsdann zu ver⸗ 
theilen. Die Reiſe dahin auf der Donau wäre ſehr wohlfeil und die Auswanderer 
dahin blieben in naher Verbindung mit dem Mutterlande. Zugleich müßte die 
Koloniſation an der Weichſel kräftig voranſchreiten. 

Koblenz den 14. Mal. Vorgeſtern Abend waren unſere Truppen wegen 
angedrohter Unruhen noch einmal in Bewegung; es geſchah aber nichts, als 
daß ſich das Publikum, auſcheinend der neuen Gasbeleuchtung wegen, freudig 
durch die Straßen bewegte. — Uujere Rheins und Moſel⸗Zeitung enthält einen 
Artikel gegen die amtliche Berichtigung, betreffend das bekannte Ehrengerichts⸗ 
Urtheil in Sachen des Lieutenant Anneke. g 


— — — 
— — 


Ausland. 


Die u fn 

Luxemburg. — Die ſchon längere Zeit beſtehende Aufregung gegen den 
Biſchof Hrn. Laurent hat durch folgenden Vorfall neue Nahrung erhalten. Vor 
wenigen Tagen ſtarb hier der allgemein geachtete Landgerichtsrath Entſch. Der 
Verſtorbene war Freimaurer und deshalb durfte, wie es ſchon öfter geſchehen, auf 
Befehl des Biſchofs lein Geiſtlicher die Leiche begleiten. Die Beerdigung fand 
jedoch mit allen üblichen Ehrenbezeigungen ſtatt, und ein Freund des Verbliche⸗ 
nen, Advokat Münch, hielt am Grabe eine feurige Rede, die einen ſichtbaren 
Eindruck auf die verſammelte Menge machte. 

O e ſter rei ch. 5 

Aus Wien vom 10. Mai ſchreibt man dem Nürnberger Correſpondenten: 
„Zu dem neuerlichſt beſchloſſenen Verbote der Getreide ausfuhr über bie 
Grenzen von Böhmen, Mähren, Schleſien, Oberöſterreich und Salzburg nach 
Dentſchland trugen hauptſachlich zwei Umſtände bei. Fürs Erſte begannen ſich 
die Preiſe faſt eben ſo hoch zu ſtellen wie auswärts. Die zweite, politiſche Rück⸗ 
ſicht war der Hinblick auf jenen bedauerlichen Kreis, welchen von einem Ende 
Deutſchlands zum andern die Getreide-Emeute, dieſes neueſte Kind der böfen 
Laune des Jahrhunderts durchlaufen hatte. Die Unruhen zu Kommotau, Eger, 
Prag find bekannt; allein es kamen in Böhmen, Mähren, Schleſien noch mehre 
andere zum Vorſchein. Zu Klattau nächſt der Balriſchen Grenze rottete ſich das 
Volk zuſammen und wollte die Fruchtwagen nicht abziehen laſſen. Der Kreis⸗ 
hauptmannn ſah ſich daher veranlaßt, auf eigene Verantwortlichkeit hin die Aus⸗ 
fuhr zu ſiſtiren. Zu Koͤnigswarth kam es zu höchſt tumultuariſchen Auftritten; 
nicht minder zu Schöneberg, nächſt der Mähriſch⸗Schleſiſchen Grenze. Unter 
ſolchen Umſtänden ſahen ſich zunächſt jene Behörden, welche mit dem Volk in 
unmittelbarer Berührung ſtehen, veranlaßt, auf ein Ausfuhrverbot anzutragen, 
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und endlich ſtimmten ihnen auch Diejenigen, welchen das Intereſſe des Handels 
zur Vertretung angewieſen iſt, bei. Sicherm Vernehmen nach bleibt Trieſt für 
den Getreidehandel offen; ebenſo Galizien. Es eutſteht nunmehr die Frage, ob 
ſich nicht über Krakau ein gewiſſer Export für Preußſch-Schleſien organiſiren wird. 
Der Ungariſche Zwiſchenzoll iſt bis jetzt nicht aufgehoben worden. Er beträgt 
übrigens ein Minimum, höchſtens 14 Kr. pr. Metzen, und es dürfte an den 
Conjunkturen wenig geändert werden, ſelbſt wenn mit ihm eine beſtimmte Modifi⸗ 
kation zur Ausführung käme. 
Frankreich. 

Paris den 13. Mai. Dem Wechſel in der oberen Leitung des Kriegs⸗ 
Departements ſoll, dem Vernehmen nach, auch eine Veräuderung in einigen der 
untergeordneten Stellen deſſelben folgen. 

Der Geſetzentwurf in Betreff einer Kredit-Uebertragung für die Franzöſiſche 
Marine⸗Station an der Weſtküſte von Afrika iſt geſtern von der Deputirten-Kam⸗ 
mer mit 204 gegen 38 Stimmen angenommen worden. 

Odilon Barrot hat auf das Büreau der Deputirten-Kammer eine Petition 
niedergelegt, in welcher Jerome Bonaparte, der einzige noch lebende Bruder des 
Kaiſers, um ſeine Wiedereinſetzuug in die Rechte eines Franz. Bürgers bittet. 

Ein großes Londoner Banquierhaus hat 5 Millionen Fr. in Silberbarren 
hierher geſandt, um Gold dafür zu beziehen. 

Der National erklärt, es ſei ihm die Warnung zugekommen, ſich in ſei⸗ 
nen Betrachtungen über die Pairs-Juſtiz zu mäßigen, ſonſt könnte ihn leicht eine 
Strafe von 10,000 Fr. und 3 Jahre Gefängniß treffen. 

In der heutigen Sitzung der Deputirten- Kammer wurde zuerſt die 
neue Vertheilung der Deputirten unter die verſchiedenen Büreaus durch's Loos 
beſtimmt, r Abſtimmung über den Geſetz-Eutwurf wegen Berufung von 
80,000 Mann unter die Fahnen (von der Altersklaſſe 1847) geſchritten. Dieſe 
Abſtimmung nahm nicht weniger als zwei Stunden in Anſpruch und ergab die 
Annahme des Geſetz-Entwurfs mit 234 gegen 4 Stimmen. 

Da in den Königlichen Verordnungen über die Modifikation des Miniſteriums 
von Einreichung und Annahme eines Entlaſſungs⸗Geſuchs des bisherigen Finanz⸗ 
Miniſters keine Rede iſt, ſo erſieht man daraus, daß Herr Lacave-Laplagne ſeine 
Entlaſſung nicht gegeben hat, ſondern lediglich kraft der Ausübung der Königl. 
Prärogative feines Poſtens enthoben worden iſt. Er nimmt nun auch die 
früher von ihm bekleidete Stelle eines Präſidenten am Rech⸗ 

nungs⸗Hofe nicht wieder an, obgleich er ſich dieſelbe bei feinem Eintritt 
ins Kabinet im Jahre 1842 für den Fall ſeines Wideraustritts aus dem Mini⸗ 
ſterium vorbehalten hatte. Die drei neu eintretenden Mitglieder des Kabines, 
die Herrn Trezel, von Montebello und Jayr, ſind Pairs von Frankreich, ſo daß 
künftig mit dem Präſidenten, Marſchall Soult, vier Pairs, alſo einer mehr als 
bisher, im Kabinet ſitzen werden. 

Die Miniſter des Handels und des öffentlichen Unterrichts, von deren Rück⸗ 
tritt auch Gerüchte geſprochen hatten, bleiben im Amte. In der Richtung des 
Kabinets werden die Perſonen- Modifikationen wenig oder nichts ändern. Die 
ſogenannten progreſſiven Mitglieder der konſervativen Partei aber werden, wie 
ſich ſchon aus dem Tone ihres Organs in der Tagespreſſe erkennen läßt, ſchwerlich 
mit dieſem Ausgang der Sache befriedigt ſein 

Es muß ſich nun zeigen, ob die alte Majorität wirklich entſchloſſen iſt, treu 
und feſt bei dem Miniſterium auszuharren und mit ihm allen Anforderungen der 
Progreſſiven zu widerſtehen. Thuk fie dies, woran übrigens vielſeitig gezweifelt 
wird, ſo wäre ſie allerdings ſtark genug, das Miniſterium noch zu halten, denn 
ſie hat immerhin noch eine Ueberlegenheit von mehr als 50 Stimmen. Schlimm 
iſt es allerdings, daß dieſer alten Majorität bis jetzt noch die Entſchloſſenheit ab- 
zugehen ſcheint, die unter fo kritiſchen Umſtänden nöthiger als je wäre. 

Man verſichert, das Miniſterium habe gewünſcht, daß der Prozeß Cubibres 
bei verſchloſſenen Thüren verhandelt werde; der Kanzler Pas quier habe ſich 
aber dem widerſetzt, weil eine ſolche Maßnahme auf die öffentliche Meinung 
ſchlimm einwirken müſſe. 8 ’ 

General Narvgez iſt von Madrid abgereift und wird in Paris erwartet. 

Die Inſtruktion in dem Prozeß Cubieres ſcheint geſchloſſen. Es find ſehr 
zahlreiche Zeugen vernommen und ſehr volumindfe Akten aufgehäuft. Alles läßt 
einen proces monstre erwarten. 

Der Franzöſiſche Konſul zu Malaga in Spanien hat von dem Spaniſchen 
Gouverneur der Feſtung Melilla an der Marokkaniſchen Küſte die Nachricht erhalten, 
daß Abd el Kader von neuem durch ſeine Vermittelung an die Franzöſiſche Regie⸗ 
rung habe ſchreiben laſſen, um dieſelbe zur Annahme ſeiner Unterwerfung unter 
annehmbaren Bedingungen zu bewegen. Die Lage des Emirs ſcheint in der That 
hoͤchſt bedrängt zu fein. (Zum wie vielten Male?) 

Der Botſchafterpoſten in Neapel iſt dem Bruder des Miniſters des Junern, 
Nap. Duchatel, zugedacht. — In Kurzem wird hier ein Perſiſcher Geſandter 
erſcheinen. Ein Sohn des verſtorbenen General Boſſier, der ſeit mehreren Jahren 
in Perſien dient, iſt zum Oberbefehlshaber des Perſiſchen Heeres ernannt worden. 

An der Schweizer Grenze eſt ein ernſtes Ereigniß vorgekommen. Schweizer, 
welche an der Straße von Gourmois nach Saigueleguier arbeiten, gingen über 
die Grenze nach Frankreich und kauften dort ihr Brod, da es dort billiger if. 
Die Franzöſiſchen Zollwächter nahmen 4 von ihnen gefangen. Als dies kundbar 
wurde, ſammelten ein Gaſtwirth und ein Werkmeiſter 14 Mann, rückten über 
die Brücke nach Frankreich, befreiten ihre Genoſſen und führten ſie im Triumph 
nach der Schweiz zurück. Die Sache wird jetzt diplomatiſch verhandelt. 


Aus Madrid meldet man, daß die Königin am 4. Abends bei der Rückkehr 
aus dem Theater, das ſie ohne ihren Gemahl, aber begleitet von ihrem Oheim 
und Vetter, beſucht hatte, einem Anfall ausgeſetzt war. Als ſie an dem Zollge⸗ 
baude vorüber kam, vernahm man zwei Erploſtonen; man glaubt, es ſeien Pi⸗ 
ſtolenſchüſſe geweſen; indeſſen ſagt man, daß es zwei Raupnenfchläge waren, 
welche von Knaben auf die Straße geworfen worden ſein ſollen. Der Tiempo 
räth nun der Königin, nicht ohne militairiſche Begleitung anszufahren. 

Span i e u. 

Madrid, den 7. Mai. Geſtern Nachmittag traf der Oberſt Fidge, den 
der Engliſche Geſandte nach dem Hauptquartier Sa da Bandeira's abgeſchickt hatte, 
von Liſſabon wieder hier ein. Am 29. vorigen Monats unterzeichnete die Köni⸗ 
gin Donna Maria die von Seiten Englands zum Behufe der Ausgleichung mit 
den Inſurgenten vorgelegten Bedingungen. Während der Nacht fand in Liſſabon 
eine Volksbewegung ſtatt, in deren Folgen es den im Limoeiro und dem Kaſtell 
S. Jorge befindlichen Gefangenen gelang, ſich in Freiheit zu ſetzen. Es kam das 
rauf zwiſchen ihnen, verſchiedenen Volkshaufen und den Truppen zu einem bluti⸗ 
gen Gefecht, in welchem gegen 60 Perſonen das Leben verloren haben ſollen. 
Die Truppen, welche der Königin bis dahin treu geblieben waren, weigerten ſich, 
der von ihr unterzeichneten Uebereinkunft beizutreten und die Waffen niederzulegen. 


Der König hatte ſich in das Hauptquartier ſeines Generals, des Grafen Vinhaes, 


auf dem linken Ufer des Tajo, begeben, um, wie es ſcheint, ihn zur Einſtellung 
der Feindſeligkeiten zu veranlaſſen. Der geſtern hier eingetroffene Engliſche Oberft 
vernahm am 2ten, als er durch Montemor o novo kam, ein lebhaftes Flinten⸗ 
und Kanonenfeuer in der Richtung von Setubal, fo daß man befürchtet, der 
Kampf möchte ſich aufs neue entſponnen haben. Der Ausgang kann nicht zwei⸗ 
felhaft ſein. 2 

Der Heraldo, ein gut unterrichtetes Blatt, ſagt heute: „Wir meldeten 
vor einigen Tagen, daß, als die Königin durch die Straße von Alcalä fuhr, zwei 
Detonationen erfolgten, die von einigen unter einen Wagen geworfenen Petarden 
herrührten. Dies ſchien aus den an Ort und Stelle vorgenommenen Unterſuch⸗ 
ungen zu erhellen. Allein plötzlich heißt es ſeit geſtern, daß die Detonationen zwei 
Piſtolenſchüſſe waren, und daß eine Kugel durch den Rand des Hutes der Köni⸗ 
gin fuhr. In Folge dieſes Umſtandes ſtellt der Richter Duran eine Unterſuch⸗ 
ung an, und D. Angel la Riva, Adpokat und Mitarbeiter am Clamor pu⸗ 
blico, iſt verhaftet worden, leugnet aber, wie es ſcheint, die Umftände, die man 
ihm zur Laſt legt. Auch andere Perſonen ſind verhört worden.“ 

Es heißt, jener la Riva wäre verhaftet worden, weil er am Tage des Vor⸗ 
falles mit Piſtolen nach der Scheibe geſchoſſen hatte und nicht angeben konnte, wo 
er ſich befand, als die Detonationen erfolgten. Auch wird verſichert, der Kut⸗ 
ſcher, welcher die Königin fuhr, hätte einen Menſchen aus einem der vor dem 
Büreau der Diligencen haltenden Wagen zwei Piſtolen auf die Königin abfeuern 
ſehen und deshalb die Pferde anhalten wollen, wäre aber durch den Zuruf der 
Königin daran verhindert worden. Perſonen, die in dem dem Büreau der Dili⸗ 
gencen gegenüberliegenden Hauſe wohnen, ſollen die Ausſage des Kutſchers beitär 
tigt haben. In Aranjuez hat man auffallende Vorſichtsmaßregeln getroffen, und 
Niemand wird dort ohne einen beſonderen, hier ausgeſtellten Paß zugelaſſen. 

Die Behörden ſcheinen demnach als Thatſache anzunehmen, daß eine Piſto⸗ 
lenkugel auf die Königin abgefeuert wurde. Dennoch fällt es mir ſchwer, zu glau⸗ 
ben, daß eine ſolche Frevelthat in Spanien begangen werden köunte. Jedenfalls 
ift aber die Richtung, welche die hieſigen Verhältniſſe zu nehmen ſcheinen, von der 
Art, daß fie die reiflichſte Würdigung der fremden Kabinette in Anſpruch nehmen 
dürfte. Niemand vermag hier die Perſon anzugeben, auf welche für den Fall ei⸗ 
ner plötzlichen Thron⸗Entledigung der Beſitz der höchſten Gewalt übergehen würde. 
Die Einen beſtimmen ihn dem Gemahl der Königin, die Andern der Herzogin von 
Montpenſier, die Dritten dem Grafen von Montemolin und noch Andere gar dem 
Jufanten Don Enrique. Jedermann fühlt hier, daß außerordentliche Ereigniſſe 
bevorſtehen, und doch weiß Niemand über die verſchiedenen Zwecke der Parteien 
Rechenſchaft zu geben. 5 

Mehre progreſſiſtiſche Journale wollen wiſſen, die Regierung habe die Ge⸗ 
nerale Marquis de Rodil und Auguſtin Nogueras amneſtirt. 

Großbritannien und Irland. 

London 10. Mal. Heute fand im auswärtigen Amte ein Kabinetsrath 
ftatt, welchem ſämmtliche Miniſter bewohnten. Es wurden die Maßregeln be⸗ 
rathen, welche in Folge der letzten Abſtimmungen im Oberhauſe über das Irlän⸗ 
diſche Armen-Geſetz nöthig erſcheinen. Ueber die Beſchlüſſe verlautet noch nichts. 
Die Times und der Sun rathen ſehr entſchieden zu einer Parlaments-Auflöfung 
und verſprechen der Regierung unfehlbaren Erfolg bei den Wahlen, ſobald als 
Grund dieſer Maßregel die Herzloſigkeit der Irländiſchen Grundbeſitzer bes 
kaunt wird. R 

Die Regierung will die Aufhebung des Einfuhrzolles für Getreide noch drei 
fernere Monate fortbeftehen laſſen. Ob das Verbot der Getreide-Coſumtion in 
Brennereien noch fortdauern ſoll, iſt zweifelhaft. 

Der Geldmarkt war heute durch hohe Kornpreiſe ſehr gedrückt. 

In der geftrigen Oberhaus-Sitzung erlitt das Minifterium, bei Gele⸗ 
genheit der Comité-Berathung der Irländiſchen Armenbill, eine Niederlage. Das 
Haupt der ſchon fange erloſchenen „Irläudiſchen Partei“ unter dem vorigen Wyig⸗ 
Miniſterium, Lord Monteagle, vereinigte ſich mit dem Protectioniften - Chef, 
Lord Stanley, und deren beiderſeitiges Zuſammenwirken bewirkte die Aunahme 
eines Antrags des Erſteren, daß die Irländiſche Armenbill, ſtatt eine permanente 
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Maßregel zu fein, nur bis zum 1. Auguſt 1848 Geltung haben ſolle. Die 
Miniſter, Lords Lansdowne, Clanricarde und Grey, erklärten ſich ent⸗ 
ſchieden gegen das Amendement, welches nichtsdeſtoweniger, von Lord Stanley 
und Lord Brougham unterſtützt, mit 63 gegen 50 Stimmen angenommen 
wurde. Die Berathung wird heute fortgeſetzt. 

Im Unterhauſe führte geſtern Sir W. Ferner Beſchwerde über die be⸗ 
denkliche Leichtigkeit, mit der man die Einfuhr von Waffen und Munition in Ir; 
land jetzt geſtatte, und ſuchte Beſorgniſſe vor Ruheſtörungen ernſter Art zu ers 
regen. 

(B. H.) In der heutigen Oberhaus⸗ Sitzung hat bei Berathung der Irlaͤn⸗ 
diſchen Armen = Bill in dem General⸗Comité das Miniſterium abermals eine Nie: 
derlage erlitten. Es handelte ſich um die 11. Klauſel der Bill, welche die Vers 
theilung der Ausgaben unter die einzelnen Abtheilungen der Armen- Bezirke be⸗ 
trifft. Lord Stanley, unter Anderem von Lord Montengle unterjtüpt, ver⸗ 
langte die Streichung dieſer Klauſel, und dies Amendement wurde, ungeachtet 
des Widerſpruches der Miniſter, mit 73 gegen 54 Stimmen angenommen. 
Die Berathung wurde alsdann von neuem vertagt. Nach den Aeußerungen der 
Morning Chroniele wird auch dieſe Niederlage die Miniſter noch nicht zu eis 
nem entſcheidenden Schritte veranlaſſen; dagegen deutet das miniſterielle Blatt an, 


daß, wenn das zum 10ten angekündigte Amendement Lord Stanley's, die Armen⸗ 


Steuer nicht von dem Grundeigenthümer, ſondern von dem jeweiligen Juhaber 

(oceupier) zu erheben, durchgehen ſollte, möglicherweife die Parlaments- Auflö- 

ſung eintreten könnte. 
: Belgien. 

Brüſſel, den 13. Mai. Der König iſt vorgeſtern nach Wiesbaden abge⸗ 
reiſt, da ſeine Geſundheit den Gebrauch der dortigen Bäder nöthig macht. Die 
Königin hatte ihren Gemahl bis Verviers begleitet, und auf ihrer Rückkehr von 
da nach der Hauptſtadt ereignete ſich der Eiſenbahn-Unfall, über welchen geſtern 
berichtet worden. So erlitt die Königin nur eine ſtarke Gemüthsbewegung, konnte 
jedoch drei Stunden ſpäter, und nachdem ſie in dem Stantions⸗Gebäude einen 
Brief an den König geſchrieben, ihre Reiſe nach Brüſſel fortfegen. General 
Chazal, Adjutant des Königs, hat eine Rippe zerbrochen. Er ift auf einer Bahre 
nach Lüttich geſchafft worden. Ein Bedienter hat ebenfalls mehrere Rippen, ein 
anderer den Arm zerbrochen. Wie traurig auch dieſe Unglücksfälle ſind, ſo iſt 
doch Jeder erfreut, daß die Königin der Gefahr entronnen iſt, welche ihr Leben 
bedrohte. 

Das ftädtifche Theater auf dem Münzplatze Königliches Theater genannt) 
iſt geſtern vom Stadtrath an Hrn. Aug Nourrit verpachtet worden; am 15ten 
Juni wird hier die erſte Vorſtellung ſtattfinden. Der bisherige Theater⸗Direktor, 
Hr. Hanſſens, hat mit circa 70,000 Frs. Bankerott gemacht. Die unterdeß 
brodlos gewordenen Schauſpieler, Choriſten ic. helfen zum Theil die ohnehin 
furchtbare Maſſe der die Straßen anfüllenden Bettler und Nothleidenden vermeh⸗ 
ren. — Hr. Dr. Van Hecke hat ſich nach Paris begeben, um den bei der Frau⸗ 
zoͤſiſchen Akademie von ihm niedergelegten neuen Luſtſchifffahrts. Apparat zurückzu⸗ 
holen und dann einen Ballon anzufertigen, mit dem er vor dem Publikum Pro⸗ 
ben ſeiner Erfindung ablegen will. 

Man ſchreibt aus Antwerpen vom 7. Mai: „Der Mangel au Schiffen und 
die neuen Hinderniſſe, welche die Amerikaniſche Regierung den Schiffs⸗Capitainen 
in den Weg legt, haben eine Erhöhung des Transportpreiſes von Antwerpen nach 
Amerika von 80 Frs. auf 250 für die Perſon zuwegegebracht. Demzufolge 
werden eine Menge armer Deutſcher Familien, welche dieſe Summe nicht bezah⸗ 
len können, an Bord des „Vittorioſo“ Platz nehmen und binnen acht Tagen nach 
Algerien auswandern.“ 

Schweiz. 

Bern (Verffr.) — Das Obergericht hat heute, den bten Mai, die Ans 
gelegenheit des Hrn. Profeſſor Dr. Wilhelm Snell entſchieden und das an ihm 
begangene Uurecht der frühern Regierung dadurch gut gemacht, daß es ihm die 
ganze Beſoldung vom Tage der Abberufung bis zum 1 ſten Januar 1847, ſammt 
dem Zins und von dieſem Tage au jahrlich 2800 Fr. in vierteljährliche Raten 
zu bezahlen (ſeine bisherige Beſoldung) zugeſprochen hat, jedoch mit der Bedin⸗ 
gung, daß er verpflichtet iſt, eine Profeſſur zu übernehmen, wenn ihm eine folche 
angetragen wird. 

ease. 
Rom den 29. April. Die Hoffnungen Derer im Auslande, welche von 
den durchgreifenden Reformen, die der Papſt in ſeiner unmittelbaren Umgebung 
und dem ſeiner Obhut vertrauten Lande trifft, auf gleich durchgreifende Schritte 
im Kirchlichen ſchloſſen, waren auf keinerlei Kenntniß der Perſonen und der Vers 
haͤltniſſe gegründet. Einmal iſt es gar nicht wahr, daß der Papſt ein Mann 
des politiſchen Liberalismus und kirchlichen Rationalismus in irgend einem Schul⸗ 
oder Parteiſiune wäre. Er ift ein Mann von geſunder Einſicht und von dem 
edelſten, ächtchriſtlichen Herzen, und mehr gehören nicht dazu, um die groben 
Misbräuche und Beſchwerden, unter denen dieſes Land ſeufzte, zu erkennen und 
mit Eifer an deren Abſtellung zu arbeiten. Die Grundverfaſſung der Römiſchen 
Kirche aber, nun fie mag wohl manchem Deutſchen Proteſtanten als ein ſolcher 
isbrauch und als Veſchwerde erſcheinen, hier zu Lande kennt man dieſe Anficht 
nicht oder theilt fie doch nicht, und am wenigſten Papſt und Cardinale; vielmehr 
meint man, daß, wenn ein Verfall zu beklagen fei, er auf der Seite des geſun⸗ 
keuen Anſehens und Einfluſſes der Kirche liege und dies zu heben fei. Hierzu 
nun erkannte die geſunde Einſicht des jetzigen Papſtes als die erſte Vorbedingung, 


ſich ſichern Boden in nächfter Nähe zu ſchaffen, die Misbräuche abzustellen, welche 
den Kirchenftaat durch alle Welt in fo übeln Ruf brachten und zunächſt die Liebe 
und das Zutrauen der eignen Völker im höchſtmöglichen Grade zu erwerben. Das, 
ſo meint man, müſſe auch der Kirche im Allgemeinen zu gute kommen, und eben 
deshalb findet er auch bei der hohen Hierarchie — ſo weit nicht ein unmittelbres 
perfönliches Intereſſe an gewiſſen Mißbraͤuchen entgegentritt — keine Hinderung, 
wie er augenblicklich finden würde, wollte er von den Orundjägen der Gewalt 
abweichen, deren zeitweiliger Träger er iſt. > 
Dänemark. 

Kopenhagen den 8. Mai. „Faedrelandet“ berichtet, daß bei den hohen 
Preiſen des Ochſenfleiſches (20 Rbß. pr. Pfd.) der Genuß des Pferdefleiſches 
hier zugenommen hat, ſo daß während der beiden letzten Monate in den beiden 
Pferdeſchlächtereien in Chriſtianshabn 60 Pferde geſchlachtet worden find, die 
24,000 Pfd. Fleiſch geliefert haben. Hievon haben die Strafanſtalten nur 
etwa z verbraucht, das Uebrige iſt zum Preiſe von 4 bis 5 Rbß. an Privatleute 
verkauft worden. 

Kopenhagen den 12. Mai. Se K. H. der Kronprinz iſt nach der Inſel 
Bornholm abgereiſt und wird Ende Juni oder Anfang Juli einer Einladung des 
Schwediſchen Hofes nach Stockholm folgen. — Die Preßfreiheitsgeſellſchaft hat 
ſich bei der letzten Jahresverſammlung abermals um 400 Mitglieder vermindert, 
iſt jetzt auf die Hälfte geſunken und beſitzt eine Schuld von 2000 Röbthlrn. — 
Im vorigen Jahre find aus Dänemark über 3 Mill. Tonnen Getreide ausgeführt 
worden, für die allein die Dänifchen Provinzen, ohne die Herzogthümer, gegen 
14 Mill. Thlr. eingenommen haben. — Am 19. April herrſchte in Frederikshavn 
eine wahre Hungersnoth. Die Stadt hat 1500 Einwohner und bei keinem Bäk⸗ 
fer war Morgens Brod zu erhalten. Die Bütgerſchaft ſtand ins Maſſe auf und 
verlangte von der Polizei Abhülfe, bis dieſe endlich Nachmittags erfolgte und um 
theuern Preis wieder Brod zu erhalten war. Die allgemeine Verſtaͤndigung der 
Brodverkäufer war fo weit gegangen, daß nicht einmal in den Wirthshäuſern ein 
Butterbrod zu erlangen war. 

Schweden und Norwegen. 

Stockholm den 10. Mai. Der Magiſtrat und die Aelteſten der Stadt 
haben das von dem Finanz Minifterium vorgelegte Ausfuhrverbot abgelehnt, das 
gegen für Korn und Mehlwaaren Zollfreiheit und für Schlachtvieh ermäßigten Zoll 
bis zum 1. September beantragt. Außerdem iſt beſchloſſen worden, zu den 
12,000 Tonnen Getreide, welche auf dem Magazin lagern, noch 8000 hinzu⸗ 
zukaufen. In Calmar war großer Nothſtand, und hat die Regierung 50,000 
Thlr. angewieſen. Der Hiſtoriker, Prof. Geyer, iſt hier am 5. mit großer Be⸗ 
gleitung, darunter viele Studenten aus Upfala, beſtattet worden. 

Rußland und Polen. a 

St. Petersburg den 9. Mai. Der Großfürſt Thronfolger hat in Ver⸗ 
anlaſſung der glücklichen Entbindung feiner Gemahlin dem Ober- Kurator der 
Kaiſerlichen philantropiſchen Geſellſchaft, Metropolitan Antoni, dreitauſend Rubel 
Silber, als Unterſtützung für die hülfsbedürftigſten Bewohner St. Petersburgs, 
überſandt. 

Griechenland. 

Athen, den 27. April. (Off. Trieſt.) Geſtern iſt unerwartet ein Kö⸗ 
nigliches Dekret erſchienen, wodurch die Deputirten-Kammer aufgelöſt wird. Im 
Laufe des Abends ſah man den Miniſter Kolettis in Begleitung von zehn Palika⸗ 
ren und zehn Gendarmen durch die Straßen wandeln. 

Es herrſcht große Bewegung unter der hieſigen Bevölkerung, welche ſich auf 
den Straßen und in den Kaffee⸗Häuſern zur Beſprechung der ſich vorbereitenden 
Ereigniſſe verſammelt. Die Straßen der Stadt werden Tag und Nacht von Pa⸗ 
trouillen durchſtreift Es hieß, das Volk wolle ſich hei der Militair⸗Muſik ver⸗ 
ſammeln und die Entfernung Kolettis verlangen; dies iſt jedoch nicht geſchehen. 

Nach deu jüngften Briefen aus Athen vom 25ſteu April find einige neue 
drängende Noten von Lord Palmerſton eingelaufen, wodurch die Ansfihten wieder 
verdüſtert wurden, um ſo mehr als das neue Miniſterium bei dem erſten Votum 
der Kammer nur Eine Stimme Malorität erhielt. Es erhob ſich das Gerücht, 
man denke au eine Kammerauflöſung, für welchen Fall die Oppofition die größten 
innern Stürme vorausſagte, während der äußere Sturm noch keinesweges beige⸗ 
legt war. — Se. K. Hoheit der Kronprinz von Baiern befand ſich noch in beſter 
Geſundheit in der Griechiſchen Hauptſtadt. f 


— —-— 
Vermiſchte Nachrichten. 

Am 12. Mai erſchlug in Hamm bei Düſſeldorf der Blitz drei junge Madchen 
von 13 bis 14 Jahren, welche ſich vor dem Regen unter einen Baum geflüchtet 
hatten. Sie hielten ſich noch im Tode umſchlungen. Ein Arbeiter, welcher fie 
fand, glaubte, ſie ſchliefen. 

Mau behauptet, daß man in den Jahren 1845 und 4846 zum erſten Male 
in Sibirien die Nachtigal gehört habe, die bis dahin ſich nur in den Eichenwäl⸗ 
dern der Mongolei hören ließ. 


andels⸗Verſcht aus Steriim pom 19. Mai. 

Es it hier die ade er daß wahrſcheinlich nächſtens ein 
Getreide-Ausfuhrverbot in Schweden erlaſſen werden wird, was infofern nicht 
ohne Einwirkung auf unſern Markt bleiben kann, als hier noch 4 bis 5000 
Winſpel Getreide, namentlich Roggen, von dort erwartet werden. 

Roggen, in loco 103 a 108 Ni nach Qual bezahlt; zu erfierem Preise iſt 


leichte Waare noch zu haben; pr. Ma / Juni 80 Pfd. 95 Rt. bez. und Brf.; 


Juni/Juli 90 Rt. 


Heutiger Landmarkt: 


Weizen. 


Roggen. 
6 3 
110 à 114 104 a 108 


Gerſte. 
2 
72 à 76 


Zufuhren: 
Preiſe: 


Hafer. 
4 
48 à 50 104 à 108 Ntlr. 
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Erbſen. 
1 Wiſpel. 


Stadttheater in Poſen. 
Donnerſtag den 20 Mai: Friedrich Schiller, 
oder: Die Karlsſchüler; Schauſpiel in 5 Akten 
von H. Laube. (Friedrich Schiller: Herr Goppe, 
vom Theater zu Hamburg.) 


In meinem Verlage iſt fo eben erſchienen und 
durch alle Buchhandlungen und Poſtämter zu bezie⸗ 
hen (in Poſen durch Gebrüder Scherk, Markt 
und Franziskanerſtraßen⸗Ecke No. 77): 


f Jahrkücher 
dramatiſche Kunſt 


und 


Literatur 


redigirt vom 


Prof. Dr. H. Th. Rötſcher. 
12 Is Heft. 63 Bogen. 
Inhalt. 

Vorwort von H. Th. Rötſcher. 

1) Ueber den Urſprung der modernen Bühne von 
Th. Mundt. Erſter Artikel. 

2) Ueber den Styl des Drama's von Friedrich 
Hebbel aus Wien. 

3) Ueber die dramatiſche Literatur der Frauzoſen 
von Dr. Bamberg aus Paris. 5 

4) Wie ſich die rohe Empirie gegen die Wiſſen⸗ 
ſchaft verhält, dargeſtellt an dem Entwurf 
einer praktiſchen Schauſpielerſchule von Auguſt 
Lewald. Von H. Th. Rötſcher. 

5) Mittheilungen mehrerer noch ungedruckter Briefe 
Seydelmann's nebſt Erörterungen von O. Th. 
Rötſcher. 

6) Kritiken über Berliner Bühnenvorſtellungen. 
Göthes Fauſt. Von Dr. Melchior Meyr. 
La Calomnie, Comédie en 5 acte et en 
prose du theätre frangais, par Seribe und 
ihre Darſtellung durch die franzöſiſche Geſell— 
ſchaft in Berlin. Von H. Th. Rötſcher. 

7) Correſpondenz-Nachrichten. 

Aus Königsberg. Ueber Dr. Gottſchalls 
Blinde von Alcara und deren erſte Auffüh⸗ 
rung in Königsberg. Ein Brief des Prof. 
Carl Roſenkranz an den Herausgeber. 

Aus Hamburg von Dr. Carl Töpfer. 

Aus Dresden. Aphorismen über die Dres— 
dener Bühne von Dr. Schladebach. 

Aus Stettin von Fr. D. 

Aus Wien von M. H. 

Aus Copenhagen von Henrik Herz. 

Berlin, im April 1847. I 
Louis Hirschfeld. 
Für das juriſtiſche Publikum. 


Im Verlage der Nauckſchen Buchhandlung 
in Berlin, Hausvoigteiplatz Nr. 3., iſt ſo eben 
erſchienen und durch E. ©. Mittler in Poſen zu 
beziehen: . 

Ergänzungen und Abänderungen 


der 
Preussischen Gesetzbücher 
mit 


Genehmigung Eines Hohen Justiz- Ministerii 
herausgegeben von 


A. J. Mannkopff, 
Königl. Preuss. Kammergerichts-Ratl, 


Neunter Band oder Dritter Sup- 
plement- Band. 

35 Bog. gr. 12. geh. 2 Thlr. 15 Sgr. 
Der Preis für das compl. Werk von 6 Bän- 
den und 3 Supplement-Bänden (230 Bogen) be- 
trägt 13 Thlr. 15 Sgr. — Die Supplewent-Bände 
werden à part gegeben, und zwar die beiden 
ersten zu dem Preise von 2 Thly; für jeden. 

— 


Nachträge 


zur 


Ergänzung und Berichtigung 


f der 
Dienſt⸗Inſtruetion vom 23ſten 
October 1817 


für die Koͤnigl. Preuß. Regierungen, 
a enthaltend: 


I. die in dem Zeitraume von der Herausgabe des 
Hauptwerks im Jahre 1842 bis zum 1. Fe⸗ 
bruar 1845, und 

II. die in dem Zeitraume von dem letztgenannten 
Tage bis zum Monat October 1845 erſchienenen 
neuen Geſetze und Verordnungen, 

herausgegeben von 
Ehr. Fr. Wegener, 
Königl. Preuß. Ober⸗Negierungs⸗Rath ꝛc. 
81 Bog. gr. 8. geh. 20 Sgr. 

Der Preis für die im Jahre 1842 erſchie⸗ 
nene und durch obige „Nachträge 2.” er⸗ 
gänzte „Wegnerſche Dienſt⸗Inſtruktion 
vom 23ſten October 1817 für die Königl. 
Preuß. Regierungen“ beträgt 5 Thaler. 


Edietal-Vorladung— 

Ueber die Handlung und das ſonſtige Vermögen 
der Kaufleute Gebrüder Alexander und Feli r 
Meſzynski hierſelbſt, if durch das Erkenntniß 
vom 21ſten November v. J. der Konkurs-Prozeß 
eröffnet worden. 

Der Termin zur Anmeldung aller Anſprüche an 
die Konkurs-Maſſe und Wahl des Curators und 
Contradictors ſteht 

am 22fien Juni 1847 Vormittags um 10 Uhr 
vor dem Ober-Landesgerichts-Referendarius Keigel 
im Partheienzimmer des hieſigen Gerichts an. 

Wer ſich in dieſem Termine nicht meldet, wird 
mit ſeinen Anſprüchen an die Maſſe ausgeſchloſſen, 
und ihm deshalb gegen die uͤbrigen Gläubiger ein 
zwiges Stillſchweigen auferlegt werden. 

Den Gläubigern werden die Herren Juſtizräthe 
Hünke, Dönniges, Zembſch, Landgerichtsrath 
Gregor, Juſtizkommiſſarien Moritz und Kraut⸗ 
hofer zu Bevollmächtigten in Vorſchlag gebracht. 
Die beiden Gemeinſchuldner werden zu dem gedach— 
ten Termine mit vorgeladen. g 

Poſen, den 14. Februar 1847. 

Königl. Ober-Landesgericht, 
Abtheilung für die Prozeßſachen. 


Bekanntmachung. 

Die Inhaber der Großherzoglich Po ſen ſchen 
Pfandbriefe werden hiermit in Kenntniß geſetzt, daß 
die Verlooſung der in Termino Weihnachten 1847 
zum Tilgungsfonds erforderlichen 4 und 34 procenti⸗ 
gen Pfandbriefe am Iften und 2ten Zuni-d J. ſtatt⸗ 
finden wird und daß die Liſten der gezogenen Num- 
mern den Zten deſſelben Monats in unſerm Geſchäfts— 
Lokale und den dritten Tag nach der Ziehung an den 
Börſen von Berlin und Breslau ausgehangen wer- 
den ſollen. 

Poſen, den 15 Mai 1847. 
General-Landſchafts- Direktion. 


Ausverkauf 


von ’ 


Mode- u. Schnittwaaren, 
Markt- und Waſſerſtraßen⸗Ecke No. 52. 


Kleiderſtoffe in Seide, wollene und baumwol⸗ 
lene Umſchlagetücher, Longſbawls in al- 
len Größen und Gattungen, Piquce's, Negli⸗ 
gérzeuge, Wiqude- und Reifröcke, Pi: 
quee-Deefen, Gardinen: und Möbelzeu⸗ 
ge, eine große Auswahl weißer Stickereien, 
Weſtenſtoffe in Sammet, Seide und Wolle, 
Halstücher und Shawls, ächte Foulard⸗ 
Tücher werden, um ſchnell damit zu räumen, zu 
auffallend billigen und bedeutend herab⸗ 
geſetzten Preiſen verkauft. 


Das neue Herren-Garderobe-Magazin von 

Gebr. Kantorowicz, Markt No. 49., 
empfiehlt fein ſämmtliches Waaren-Lager, wie auch 
als etwas Wohlthuendes für den Sommer beſonders 


ol k a⸗ 
Röcke, Palitots, Twins, Ueberzieher, 
Phantaſie-Leibröcke, Beinkleider, We⸗ 
ſten, Schlafröcke und Mützen. 


„„7„5EFFPCCCC C ²˙ A TEE IEIE REIT 
Papier Tapeten in den neueſten Def: 
ſins empfiehlt zu den billigſten Preiſen [ 
al, I 
* 


Dr 


Spiritus, in loco und pr. Mai/Juni 7 2 Brf., 71 8 Gd. 


Rüböl, in loco 103 Rt.; Juni / Juli 101 Rt. Gd.; Aug. / Sept. 10: Rt. ; 
Sept. / Oktbr. 11 Rt. bez. ehe Fan A 


W e HERE 
Pariser 
Seiden-Hüte : 


in allerneuester Form und bester Qualité 
empfing und empfiehlt 


S. Lipschütz, & 


Breslauerstr. No. 2. 9 
RITTER 


Mein Seiden⸗Waaren⸗Lager Markt No. 84. erfte 
Elage iſt wiederum für jede Auswahl kompletirt, 
und zwar wie bekannt, zu bedeutend herabgeſetz⸗ 
ten feſten Fabrikpreiſen. 

Arnold Witkowski. 


IS 
SAD 
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Schmackhaftes, gut conſervirtes Ba i⸗ 
riſches als auch einfaches und doppeltes 
Böhmiſches Lagerbier iſt in der Do— 
minial- Brauerei in Czarnikau (die 
Tonne des Bairiſchen zu 655 Rthlr., 


des einfachen Böhmiſchen zu 44; Rtl., 


des doppelten zu 65 Rthlr. zu haben. 


Ein Paar ſchöne Wagenpferde ſtehen zum Verkauf 
Breiteſtraße No. 10. ; 


Empfehlung zum Wollmarkt. 

Zur Lagerung mehrerer 100 Centner Wolle ſind 
Räume in verſchloſſenen Remiſen, Breslauerſtraße 
No. 9. und Taubenſtraße No. 3., nicht weit vom 
Markt zu vermiethen. Nähere Auskunft daſelbſt 
ertheilt Conrad Lambert. 


Der Laden nebſt Wohnung in meinem Hauſe, 
Breslauerſir. No. 31., find zu Michaelis d. J. zu 
vermiethen. . Jonas, 

Apotheker. 

Wronkerſtraße No. 2. iſt eine bequeme Mittelwoh⸗ 
nung und einige kleine Stuben von Johannis d. J. 
ab zu vermiethen von dem Eigenthümer des Hauſes. 


Markt 62. iſt eine große Parthie Fenſterſtücke aller 
Art, namentlich für Gärtner brauchbar, billig zu 
verkaufen. 


Die Chokoladen- und Thee-Niederlage am Sa⸗ 
pieha-Platz No. 7. in der Malzmühle, empfiehlt 
ihren Vorrath verſchiedener Chokoladen, Braun⸗ 
ſchw. Honigkuchen, Vonbons u. a: Conſituren. Be⸗ 
fonders aber die als magenſtärkend bekannten conf. 
grünen Pomeranzen und feinfte Thee's zu geneigter 
Abnahme. 


Das auf Donnerſtag den 20. d. verlegte Konzert 
findet bei ungünſtiger Witterung im Saale des 
Hotel de Saxe ſtatt. Anfang 5 Uhr. N 

Der Vorſtand der Bürger- Harmonie, 


Mittwoch den 19ten Mai: 2 


8 a 8 
Großes Gung'lſchs Konze 
unter der Leitung des Herrn Scholz 
Anfang Nachm. 5 Uhr. 
Entree A Perſon 24 Sgr. Das Programm wird 
im Lokale vertheilt, wozu ergebenſt einladet 
Hildebrand, Königsſtraße No. 1. 


50 Thaler Belohnung 

Am 25. April if auf der Fahrt von Poſſadowo 
bei Pinne nach Poſen oder von Poſen nach Gne⸗ 
fen eine Brieftaſche von rothem Safftanleder verloren 
worden, worin außer 5 Stück Kaſſenanweiſungen 
a 5 Rilr. und 3 Stück Kaſſenanweiſungen à 1 Rtlr. 
verſchiedene Wechſel, Schuldſcheine, Getreide- und 
Spiritus-Kontrakte befindlich geweſen ſind. Der 
ehrliche Finder erhält gegen Abgabe dieſer Effekten 
an den Magiſtrat zu Neuſtadt bei Pinne oder 
die Expedition dieſer Zeitung obige Summe als 
Belohnung. 


(Hierzu zwei Beilagen.) 
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Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 19. Mai 1847. 


Landtags - Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 12. Mai. 
(Schluß. 7 

Abg. Protzen: Schon im Jahre 1841 lag ein Geſetz-Entwurf dem 
Provinzial⸗Landtage zu Breslau und allen übrigen Provinzen zur Begutach⸗ 
tung vor, und ich habe mich damals mittelſt eines an Se. Majeſtät gerich⸗ 
teten Separat-Votums dagegen ausgeſprochen. Heute iſt abermals eine Aller— 
höchſte Verordnung, betreffend die Erhaltung eines kräftigen Bauernſtandes, 
wo bereits die Abtheilung dieſer Verordnung begutachtet hat, dem Vereinigten 
Landtage zur Berathung vorgelegt. Ich habe mich ſeit jener Zeit noch kei⸗ 
nesweges überzeugt, daß es ein Bedürfniß und wünſchenswerth fei, und daß 
die Verordnung frommen würde. Von unſerem Stand und dem der Land⸗ 
gemeinden wird fie gewiß nicht gewünſcht, weil der Gutsbeſitzer zu zwei Drit- 
teln der Taxe begünſtigt und die Erben benachtheiligt werden würden. Er— 
langte das Geſetz Kraft, ſo würde der Grundwerth fallen, die Familienbande 
gelöft und Haß und Verfolgung verbreitet werden. Mein Antrag geht da— 
hin, Se. Majeſtät zu bitten, die Verordnung auf ſich beruhen zu laſſen. Ich 
habe das Meinige gethan und ſubmittire, ob mein Antrag Unterſtützung findet. 

Referent v. Breitenbaud: Ich wollte nur den beiden geehrten Red⸗ 
nern erwiedern, daß nicht daß Geſetz die Stelle der Aeltern vertreten ſoll, 
fondern der Vormund und die Vormundſchafts-Vehörden die weitere Befug— 
niß erhalten ſollen, wenn ſie zum Vortheil ihrer Mündel das Grundſtück zu 
einem billigeren Preis als die Taxe erlaſſen. 

Abg. Welter: Wenn die Tendenz des uns vorliegenden Geſetz-Ent⸗ 
wurfes auf die Erhaltung eines kräftigen Vauernſtandes und auf die Kon— 
ſervirung der bäuerlichen . in den Händen der bäuerlichen Beſitzer 
gerichtet iſt, ſo halte ich dieſe Tendenz für eine wohlmeinende und löbliche, 
beſonders da, wo ſich in der Provinz noch ein früher erkennbarer Bauern— 
ſtand erhalten hat. Deſſenungeachtet vermag ich dem Gefeg-Entwurf in ſei⸗ 
ner allgemeinen Faſſung meinen Beifall nicht zugeben, hauptſächlich deshalb 
nicht, weil die Anwendung des Geſetzes in Beziehung auf den Gegenſtand zu 
unſicher, dann, weil das Geſetz noch zu beſchränkt, dann aber auch wieder zu weit 
ausgedehnt iſt. Der Geſetz-Entwurf nämlich hat bäuerliche Grundſtücke und bäuer— 
liche Grundbeſitzer zum Gegenſtande feiner Beſtimmung. Meine Herren, ich frage 
Sie, was ift ein bäuerl. Grundſtück, und was iſt ein bäuerl. Grundbeſitzer? Der 
bäuerliche Grundbeſitzer oder der Bauernſtand überhaupt war früher ſicher 
erkennbar nach feſten Kriterien der Gutshörigkeit, der Guts-Unterthänigkeit, 
der Dienſt⸗ und Zinspflicht; in dieſem Guts⸗ und Zinsverbande, nicht fo 
ſehr, wie in den Motiven des Geſetzes behauptet wird, in ſtaatsökonomiſchen 
Rückſichten — lag haupfächlich die frühere Untheilbarkeit der Bauernhöfe, 
die Vererbung derſelben in einer Hand und die Abfindung der übrigen 
Kinder nach billigen und mäßigen Guts-Taxen; dieſe Rückſichten wirkten 
dann auch indirekt auf die Konfervirung des Bauernſtandes, auf die Kon— 
ſervirung der Bauerhöfe in den Familien ihrer Beſitzer. Aber die neuere 
Geſetzgebung dieſes Jahrhunderts hat die Alen des Bauerſtandes gelöſt; 
der bäuerliche Beſitzer iſt vollſtändig freier Eigenthümer ſeines Grundes und 
Bodens geworden; er iſt freier Mann und freier Staatsbürger geworden 
begabt mit allen politiſchen und bürgerlichen Rechten. Sein perſönlicher Rechts⸗ 
zuſtand iſt der eines jeden anderen Staatsbürgers und durch das bürgerliche 
Recht geregelt. Er iſt befähigt und berechtigt zu aller Induſtrie, zu allen 
Gewerben. Seit dieſer freien Entwickelung des Bauernſtandes haben ſich 
Gewerbe und Induſtrie auf das ganze flache Land ausgebreitet; Gewerbe 
und Induſtrie find häufig mit der Ackerwirhſchaft fo innig und unzertrennlich 
verbunden, daß es beſonders in Fabrikgegenden ſchwer zu entſcheiden iſt, wel- 
ches von den Gewerben, der Ackerbau oder die Fabrikation die Hauptnah⸗ 
rungsquelle des Landwirthes bildet Hieraus folgt ſchon, daß ein eigentliches 
ſicheres Kriterium eines bäuerlichen Grundſtückes, eines bäuerlichen Vefiges 
nicht mehr beſteht; der Geſetz-Entwurf beruht daher auf einem unſicheren 
Rechtsboden und iſt ſchon allein deshalb verwerflid. Eine Beſtimmung ver⸗ 
miſſe ich aber in dem jetzigen Entwurfe; fie betrifft die Erleichterung der 
bäuerlichen Veſitzer in ihren Dispoſitionen durch Ermäßigung der Koften und 
Stempel, welche oft eine ſo bedeutende Höhe erreichen, daß gerade dadurch 
die bäuerlichen Beſitzer zurückgehalten werden, rechtzeitig noch bei Lebzeiten 
den Hof unter ihre Kinder zu beſtellen und die Hofesverhältniſſe zu reguli— 
ren. Dieſe Erleichterung, welche die Provinz Weſiphalen bereits als eine ber 
ſondere Wohlthat anzuerkennen hat, würde ich für zweckmäßiger erachten, als 
das Geſetz ſelbſt, da ſie gerade am allererſten durch eine zeitgemäße Dispo⸗ 
ſition des bäuerlichen Wirths dahin führen wird, was jetzt durch ein unprak⸗ 
tiſches Geſetz erreicht werden ſoll. Deshalb möchte ich an die hohe Verſamm⸗ 
lung die Bitte richten, daß eine ſolche Erleichterung vorzugsweiſe bei Sr. 
Drajeftät dem Könige für den ganzen Umfang der Monarchie erbeten werde. 
Geſchieht das, dann kann, dann mag der ganze Geſetzentwurf auf ſich be- 
ruhen bleiben. 2 l 

Abg. Dorenberg: Ich muß mich entſchieden gegen das Geſetz erklären, 
das ich durchaus nicht annehmbar finde. Meine Herren! aus dem bäuerlichen 
Stande bin ich hervorgegangen und lebe darin ſeit mehr als 40 Jahren. 
Nach meiner Erfahrung iſt ſeit der Zeit bis jetzt immer darauf hingewirkt, 
daß das Beſitzthum ſo viel wie möglich in den Händen der Familie bleibt, 
d. h. wie es die Väter beſtimmen, und dahin haben die bisherigen Geſetze ger 
zielt. Einige Erblaſſer haben über ihren Nachlaß nicht beſtimmt, aber ſie hat⸗ 
ten ihre weisliche Abſicht dabei, ſie hatten eine ſtarke Familie oder ſonſtige 
Gründe dazu. Dieſe Rückſicht und andere Verhältniſſe waren es, daß fie nicht 
darüber beſtimmten; ſie gaben dadurch kund, daß ein Kind ſo viel wie das 
andere erben ſolle. Hier greift nun das vorliegende Geſetz ein und verordnet, 
das Gut ſoll in Vormundſchaftshände gelegt werden. Das iſt und bleibt eine 
bedenkliche Sache, denn die Taxatoren, meine Herren, haben über den Werth 
der Güter ſehr verſchiedene Anſichten und Meinungen. Meine Herren! Nun 
heißt es im Gefeg: „um einen kräftigen Bauernfland zu erhalten.“ Schon 
vor 6 Jahren kam dieſer Entwurf auf den Provinzial⸗Landtagen vor; auch 
zu jener Zeit habe ich eifrig und entſchieden dagegen mich ausgeſprochen und 
damals auch die ſchlimme Seite der Sache dargeſiellt. Ich muß proteſtiren 
gegen die Behauptung, die in der Denkſchrift enthalten iſt. Es heißt dort, die 


Provinz Sachſen habe ſich einſtimmig dafür ausgeſprochen Das muß ich 
widerlegen; es muß ein Irrthum ſein. Drei haben dagegen geſtimmt. Ich 
bin immer ein Feind geweſen gegen die Einſchränkungen im Beſitz. Meine 
Herren, es heißt, „um einen kräftigen Bauernſtand zu erzielen.“ Ich frage: 
ob durch das Geſetz ein kräſtigerer Bauernſtand erzielt werden kann, als wie 
wir ihn jetzt haben? Ich kenne den Vauernſtand ſeit 40 Jahren, und ich 
frage die hochgeehrten Herren von der Ritterſchaft und der Städte, insbe- 
ſondere die älteren, die vor 40 Jahren den VBauernſtand kannten und jetzt 
noch kennen. Der Bauernſtand ift jetzt fo kräftig und groß an Betriebſam⸗ 
keit und Fleiß. (Erfolgt Vravoruf von allen Seiten.) Was hat dieſes Ver⸗ 
hältniß herbeigeführt? Die weiſen, wohlwollenden Geſetze unſeres hochſeligen 
Königs. Er wollte, daß ſeine Unterthanen frei über ihr Beſitzthum verfügen 
könnten, die Ablösbarkeit und die Separation. Dieſe drei weiſen Geſetze ſind 
mit einander verbunden, und fie können nicht von einander getrennt werden! 
Dieſe Beſtimmungen haben den Werth in dem Grundbeſitz und die jetzt vor⸗ 


handene Regſamkeit in unſerem Stande hervorgebracht. Meine Herren, wenn 


Sie auf die Ortſchaften hinblicken, fo werden Sie finden, daß auch in mo- 
raliſcher Hinſicht Stadt und Land immer mehr mit einander verſchmelzen. 
Gehen Sie auf das Land und ſehen Sie auf den Dörfern die Gebäude an, 
die ſeit 20 Jahren entſtanden find. Alſo was dem Acker abgezwungen wers 
den kann, das geſchieht. Es werden Vereine gebildet, an welchen höhere 
Beamte u Herren Antheil nehmen, die die Fortbildung des Bauernſtandes kräf— 
tig unterſtützen. Der Bauernſtand iſt jetzt kräftig genug und bedarf keiner 
ſolchen Geſetze, wie die vorliegenden. (Bravo von mehreren Seiten.) Meine 
Herren, ich ſtehe hier für 300 Ortſchaften, aber ich glaube, alle 300 würden 
ſagen, das Geſetz iſt nicht rathſam, wir brauchen es nicht. Warum dieſe 
ſcheinbaren Verbeſſerungen, die keine Verbeſſerungen ſind, warum an dem 
Bauernftande rütteln, um ihm die Freiheit zu beſchränken! (Bravo.) Meine 
Herren, ich könnte im Namen meiner Kommittenten es nicht verantworten, 
wenn ich für das Geſetz ſtimme! Ich weiß nicht, ob es durchfallen oder ob 
es angenommen werden wird; mag dem ſein, wie ihm wolle; ich habe we— 
nigſtens meine Pflicht gethan! Auf dem Provinzial-Landtage wurde ich nicht 
unterſtützt, aber hier glaube ich, in dieſer hohen Verſammlung, werde ich 
Unterſtützung finden. Es iſt ein Geſetz, das erlaſſen werden ſoll beim erſten 
großen Landtage, und zwar allein über die bäuerlichen Verhältniſſe. Meine 
Herren! ich ſpreche nur von meinen Kreiſen, nicht von der Provinz, aber ich 
glaube, die Herren Kollegen aus der ganzen Provinz ſtimmen mir bei. Wir 
verlaſſen uns heute auf die hohe Verſammlung. Ich glaube, daß fie uns 
bei der Abſtimmung über das Geſetz nicht im Stich laſſen wird. 0 
(Allgemeines Bravo.) 
Abg. Gießler: Meine Herren! Auch meine Anſichten ſtimmen nicht 
mit denen in der gegebenen Verordnung überein. Ich kann mich nicht über- 


zeugen, daß in meiner Gegend, wo es nur wenige geſchloſſene Bauerngüter 


giebt, wo nach dem Tode des Erblaſſers gewöhnlich Alles in gleiche Theile 
getheilt wird, kein kräftiger Bauernſtand vorhanden wäre. Ich halte dieſes 
Verfahren aber auch für das richtigſte. Ich bin der Meinung, daß an der 
von Gott geſchaffenen Erde alle Menſchen gleiche Rechte haben müſſen. 

Abg. Schumann (verlieft folgende Rede): Wenn ein großer Theil 
der Vertreter der zunächſt Betheiligten den vorliegenden Entwurf zurückweiſt, 
— ſo kann ich mich deren Anſicht nur anſchließen. In meiner langjährigen 
Erfahrung und meinen recht nahen Beziehungen zu dem ſogenannten Bauern— 
ſtande habe ich nichts gefunden, was auf die Nothwendigkeit einer geſetzgebri— 
ſchen Verfügung, wie die vorliegende, hinführen könnte. Ueberhaupt darf ich 
nicht unbemerkt laſſen, daß die Bezeichnung: „Bauernftand, wohl bald ſeine 
Bedeutung verlieren möchte. Selbſt im Großherzogthum Poſen haben wir 
Bauerhöfe, — ich könnte ſolche nennen, — welche einen größeren Umfang 
als manche adliche Güter haben. Die Parzellirungen der letzteren können 
und werden nicht ausbleiben, und es wird die Zeit kommen, wo die Grenzen 
zwiſchen dem einen und dem anderen verſchwinden werden. — Eine Geſetz⸗ 
gebung, welche gegen das unausbleibliche Reſultat — Ergebniß des unauf⸗ 
haltſam fortſchreitenden Zeitgeiſtes — ankämpfen will, kann keinen Beſtand 
haben und wir müſſen ihr unſeren Beifall verſagen. Die Zeit naht, wo nicht 
das — was man Stände nennt — vertreten werden wird. Es kann aber 
weder im Intereſſe des ſogenannten Bauernſtandes noch des allgemeinen 
Staatswohls liegen, daß das Intereſſe des Erſteren in der durch den Ent⸗ 
wurf bezweckten Weiſe gewahrt werde. Wenn die fogenannten Rittergüter, 
fo. wie die Grundbefigungen der ſtädtiſchen Bewohner, unter den Beſtimmun⸗ 
gen des Gemeinen Rechts — wie es ganz recht iſt — verbleiben, ſo will es 
mir nicht einleuchten, daß ein Grund zu Ausnahme-Geſetzen für die ſoge— 
nannten bäuerlichen Grundſtücke vorhanden ſei. Auch würde die Anwendung 
dieſer Ausnahme⸗Geſetze nur ein ſehr großes Uebel herbeiführen, nämlich 
die Bevorzugung eines der Erben vor den übrigen. Jener wird den wohl⸗ 
feileren Bauerhof nur an einen Fremden veräußern. Ein ſonſtiges günſtiges 
Reſultat iſt nicht zu erzielen, auch ſelbſt dasjenige nicht, welches der Entwurf 
im Auge hat. Bei uns im Großherzogthum findet in der Regel die Gemein- 
ſchaft aller Güter nach dem Allgemeinen Land ⸗Rechte ſtatt. Eine Folge da⸗ 
von iſt, daß der überlebende Ehegatte das Grundſtück pro taxa annimmt, 
daſſelbe gewöhnlich einem ſeiner Kinder mit der Verpflichtung zur Abfindung 
der übrigen und Gewährung eines Altentheils überläßt. Warum ſollte man 
es hierbei nicht bewenden laſſen? Dazu kömmt, daß es bei uns noch gar 
viele ländliche Beſitzungen (Bauerhöfe) giebt, welche ohne allen erdenklichen 
Nachtheil in mehrere Höfe getheilt werden können. Dies geſchleht ſehr oſt, 
und es iſt nicht abzuſehen, warum man dieſe Befugniß erſchweren, ja unmog⸗ 
lich machen ſollte, wie dies, wiewohl indirekt, die Tendenz des Entwurfs zu 
fein ſcheint. Darum werde ich mit meinen Kollegen aus dem Stande der 
Landgemeinden gegen den Geſetz⸗Entwurf ſtimmen, wogegen ich dem Schluß⸗ 
Antrage der Ablheilung ad 2 beitrete. f 7 

Abg. Gier: Den Abgeordneten gegenüber, bemerke ich voraus, daß ich 
nicht redſelig werden will. (Heiterkeit.) Seit dem Jahre 1807 hat der Stand 
der Landgemeinden in jeder Beziehung gewonnen, durch Ablöſung der Real⸗ 
laſten und Dienſte ſich gehoben, die Kultur, die Productionsfähigkeit, der 
Werth der Grundſtücke hat bedeutend zugenommen, der Real⸗Kredit iſt ge⸗ 
ſtiegen, und ſolchen Thatſachen gegenüber ſehe ich gar nicht ein, wozu es jetzt 
noch eines Ausnahme⸗Geſetzes für Kräftigung des Bauernſtandes bedürfen ſollte. 
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Abg. Berndt: Meine Herren! Ich gehöre zu denjenigen Mitgliedern 
der Abtheilung, welche, ſollte der vorliegende Entwurf als Partikular⸗Geſetz 
emanirt werden, ſich gegen jeden Paragraphen, gegen jedes Amendeuent und 
gegen das ganze Geſetz erklärt haben. ſind ſch ö 
Gutachten entwickelt; auch haben die Redner vor mir ſte ſchon jo gut aus⸗ 
einandergeſetzt, daß ich ſie glaube mit Stillſchweigen übergehen zu können, 
und nur noch anführen zu müſſen glaube, daß der Bauernſtand ſich nicht 
nur allein in ſeiner gegenwärtigen Kraft erhält, ja fort und fort kräftiger 
werden wird, wenn alle Servituten und Verpflichtungen vollends abgelöſt ſein 

werden, wenn die veralteten Privilegien des Grundbeſitzes, die Patrimonial⸗ 

und Poltizeigerichtsbarkeit und der eximirte Gerichtsſtand aufgehoben, wenn 
Dominien und Gemeinden zu einer gemeinſamen Kommune vereinigt, wenn 
eine zeitgemäße Landgemeinde-Ordnung emanirt ſein wird. Dann werden 
dieſe ſo koſtſpieligen Prozeſſe aufhören, das hierdurch erzeugte Mißtrauen in 
den Gemeinden wird verſchwinden, Ruhe, Friede und Eintracht werden ein⸗ 
kehren, und nicht allein der Stand der Landgemeinden, ſondern der Stand 
ſämmtlicher Grundbeſitzer wird kräftiger und gediegener als je erhalten. Ich 
bitte daher die hohe Verſammlung, daß ſie ſich gegen dieſen Geſetz-Entwurf 
ausſprechen möchte. ; 2 

Abg. Allnoch: Ich kann mich nur dem anſchließen, was mein Freund 
und Kollege aus dem Bauernſtande von Schleſien und dann auch, was mein 
Kollege aus der Rhein-Provinz geſprochen hat; ich kann alſo viel übergehen. 
Ich ſage auch der verehrten Abtheilung, welche das Geſetz vorberathen hat, 
meinen Dank dafür, daß ſie ſich gegen die Emanirung ausgeſprochen hat. 
Das iſt meine Anſicht. (Es macht ſich der Ruf „Abſtimmung“ bemerklich.) 

Abg. v. Brünneck: Ich muß zunächſt bemerkbar machen, daß die Ab⸗ 

theilung ſelbſt ſich defür erklärt hat, daß das Motiv, welches hier ſo häufig 
angegriffen worden iſt, nämlich die Nothwendigkeit eines Geſetzes für den an⸗ 
gegebenen Zweck, für die Kräftigung und Erbhaltung des Bauernſtandes, 
von der Abtheilüng ſelbſt aufgegeben worden iſt, daß die Abtheilung ſelbſt 
als richtig anerkannt hat, dah es für dieſen Zweck keines Geſetz-Entwurfes 
bedarf, daß dieſer vielmehr durch vollſtändig freie Entwickelung am ſicherſten 
zu erreichen ſein würde. Ich würde gewiß der Erſte ſein, der ſich ganz ent⸗ 
ſchieden gegen den Entwurf erklärte, wenn ich irgend eine Geſahr für den 
Stand der Landgemeinden darin erblicken, wenn ich irgend eine Beſchränkung 
der freien Entwickelung darin erkennen könnte. Ich muß darauf aufmerkſam 
machen, daß alle die Abgeordneten der Landgemeinden, die wir bis jetzt ge⸗ 
hört haben, gerade aus den begünſtigſten Landestheilen der Monarche ſind, 
und ich muß glauben, daß es andere Theile der Monarchie giebt, die doch 
wohl eines ſolchen Geſetzes bedürfen. Sie werden aus den Motiven zum 
Geſetz-⸗Entwurfe entnommen haben — ich weiſe Sie ganz beſonders auf Seite 
9 und 11 der Denkſchrift hin — daß das Gouvernement weit untfernt iſt, 
irgendwelche die Freiheit beſchränkende und direkt einwirkende Maßregeln 
vorzuſchlagen, ſondern daß der frühere Weg in dieſer Beziehung verlaſſen 
worden iſt und man jetzt den Weg eingeſchlagen hat, nur indirekt inſoweit 
einzuwirken, als es nothwendig ſcheint, die Hinderniſſe aus dem Wege zu 
räumen, die offenbar dem Zwecke der Erhaltung und Befeſtigung des VBauern⸗ 
ſtandes entgegen ſind. Ich muß dabei auf einige Irrthümer noch aufmerkſam 
machen, die die Redner vor mir angeregt haben. Unter Anderem, was aber 
eigentlich ſchon zu dem ſpezielleren Theile des Entwurfs gehört, iſt die Bes 
hauptung aufgeſtellt worden von einem Abgeordneten aus Brandendurg, daß 
Taxen angewendet werden ſollten, denen ein zukünftiger Zuſtand zu Grunde 
gelegt wäre. Das iſt offenbar ein Irrthum. Unter den nachhaltigen Er⸗ 
trags⸗Taxen kann ich nichts Anderes verſtehen, als daß ſie gegründet ſein 
ſollen auf den nachhaltigen früheren Ertrag und nicht auf den zukünftigen. 
Ich muß ferner darauf aufmerkſam machen, das ganz beſonders die Abgeord⸗ 
neten der Landgemeinden deswegen ſich ſo entſchieden gegen dieſen Entwurf 
erklären, weil ſie glauben, daß er in ſeinen Folgen ihre bisherigen Erbrechte 
alterire; ſie glauben, in dieſem Entwurfe, wenn auch nicht ganz dieſelbe, 
doch eine ähnliche Tendenz zu erkennen, wie in dem Geſetze von 1841, was 
jedoch keinesweges der Fall iſt. 1 

Landtags⸗Kommiſſar: Zunächſt glaube ich das Gouvernement gegen 
den Vorwurf vertheidigen zu wüßten, daß die Denkſchrift eine grobe Unrich⸗ 
tigkeit enthalte. In der Denkſchrift, welche der ſächſiſche Provinzial⸗Landtag 
über dieſen Gegenſtand eingereicht hat, heißt es: (Lieſt vor.) Alſo muß ange⸗ 
nommen werden, daß die drei diffentirenden Stimmen des Bauernſtandes ſich 
bei der allgemeinen Abſtimmung konformirt und mit der übrigen Verſam⸗ 
mlung bejahend geſtimmt hatten. Sollte es anders geweſen ſein, ſo wäre 
es eine Unrichtigkeit der Denkſchrift jenes Provinzial-Landtags, für welche 
die Verwaltung bei Abfaſſung ihrer Denkſchrift nicht verantworlich ſein kann. 

(Viele Stimmen durch einander.) N 
Ich bitte, die Diskuſſtion über dieſen Punkt nicht zu verlängern; ich habe 
die betreffende Stelle wörtlich vorgeleſen, iſt darin eine Unrichtigkeit vor⸗ 
handen, ſo iſt dies nicht die Schuld der Verwaltung bei der Abfaſſung ihrer 
Denkſchrift. Zur Sache habe ich folgendes zu bemerken: Das Geuvernement 
kann nur mit der höchſten Freude hier von vielen Stimmen aus den Land⸗ 
gemeinden die Erklärung vernommen haben, daß der preuhiſche Bauernſtand 
keiner Kräftigung bedürfe, daß er ſich materiell und intellektuell im Auf⸗ 
ſchwunge, daß er ſich im Fortſchreiten befinde. Der erſte Entwurf des Ge—⸗ 
feges fällt in eine Zeit, wo ich noch nicht die Ehre hatte, dem Miniſterium 
des Innern vorzuſtehen, dennoch glaube ich die Verwaltung, welche bei deſſen 
Abfaſſung einen weniger günſtigen Zuſtand vorausfege, inſofern vertheidigen 
zu müſſen, als allerdings dem Gouvernement Indizien vorliegen, daß dieſe 
erfreulichen Aeußerungen leider nicht volle Anwendung auf alle Theile der 
Monarchie finden. Ich weiß namentlich in Veziehung auf meine Heimat, 
die Provinz Weſiphalen, daß daſeloſt viele Bauergüter, die ſich Jahrhunderte 
im Befig der Familie erhalten haben, in Folge des jetzigen Zuſtandes der 
Geſetzgebung, in Folge rückſichtsloſer Taxe und der ſtrengen Vorſchriften der 
Vormundſchafts⸗Ordnung zerſplittert und in fremde Hände übergegangen 
ſind, daß ihre Erben mit thränenden Augen dem Befige ihrer Väter den 
Rücken haben wenden müſſen. Ich frage die Bewohner der Provinz Weſt⸗ 
phalen, ob dies nicht richtig ſei. (Viele Stimmen bejahen es.) Ich wende 


mich zu anderen Theilen der Monarchie, aus welchen die bitterſte Klage 


viele Hundert Bauerhöſe als ſolche ganz ver⸗ 


darüber geführt wird, daß 
hier oft genannten Stand über⸗ 


ſchwunden find und ihre Beſitzer in einen 


Die Gründe ſind ſchon hinlänglich im 


gegangen find, in den Stand des Proletariats. Wenn fo viele Höfe, ja, 
wenn ganze Dörfer in dieſer Weiſe durch Aufkauf im Wege der Subhaſta⸗ 
tion untergegangen ſind, dann muß wohl dieſer Zuſtand als eine Gefährdung 
des Bauernſtandes bezeichnet werden. Im Uebrigen haben dieſe Angriffe ges 
gen den Geſetz-Entwurf alle die Tendenz gehabt, die Freiheit des Bauern⸗ 
ſtandes in feinen Beſitzverhältniſſen und in feinen Dispoſitions-Vefugniſſen 
zu vertheidigen; aber ich muß fragen und mich dem geehrten Redner anſchlic⸗ 
fen, der vor mir geſprochen hat, wo eine einzige Beſtimmung darin zu fin- 
den ſei, welche auch nur eine Andeutung enthielte, daß in irgend einer Des 
ziehung jene Freiheit ꝛc. beſchränkt werden ſollte? Wenn aber einer der 
geehrten Redner ſich auf die Räthe der Krone beruft und die Hoffnung aus⸗ 
ſpricht, daß das Geſetz dem Stande, zu deſſen Nutzen es gereichen ſollte, nicht 
aufgedrängt werde, ſo glaube ich mit größter Beſtimmtheit die Verficherung 
niederlegen zu dürfen, daß, wenn die Verſammlung, die Tendenz des Ent⸗ 
wurfs nicht billigend, ſich dagegen ausſprechen follte, ſolcher nicht zum Gefeg 
erhoben werden wird, ſchon nach dem einfachen Grundſatze, daß Wohlthaten 
nie aufgedrängt werden ſollen. 

Marſchall: Es haben ſich noch 15 Redner gemeldet, bevor ich ihnen 
das Wort gebe, will ich bemerken, daß es nicht meine Abſicht iſt, jetzt eine 
Abſtimmung erfolgen zu laſſen, ſondern daß wir erſt zum ſpeziellen Theile 
übergehen werden, und daß ich nach der Verathung über dieſen letzten die 
Frage ſtellen werde, ob das Geſetz in ſeinen Haupttheilen oder im Ganzen 
angenommen werden ſoll? Stimmen 24 Mitglieder dem bei, daß jetzt weiter 
gegangen werden ſoll? (Dies geſchieht, und die Majorität entſcheidet ſich 
dafür, daß zu den Einzelnheiten übergegangen werden foll.) 

Referent (lieſt den Eingang der Verordnung und das Gutachten der 
Abtheilung darüber): 

„Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 
2c. ꝛc. verordnen in der landesväterlichen Abſicht, auf die Erhaltung eines 
kräftigen Bauernſtandes, wie der Güter deſſelben, in den Familien ihrer Be⸗ 
ſitzer hinzuwirken, über die Abſchätzung bäuerlicher Grundſtücke und zur Be⸗ 
förderung gütlicher Auseinanderſetzungen über den Nachlaß eines bäuerlichen 
Grundbeſitzers für alle die Landestheile, in welchen das Allgemeine Landrecht 
und die Allgemeine Gerichts⸗Ordnung Gefegestraft haben, was folgt: 

§. I. Die Abſchätzung von ſolchen Beſitzungen, deren Beſitzer im Stande 
der Landgemeinden vertreten werden, erfolgt, mit Beſeitigung jedes Unter⸗ 
ſchiedes zwiſchen ſogenannten gemäßigten und Ertrags-Taxen, jederzeit nach 
dem nachhaltigen Ertragswerthe, mithin mit Rückſicht darauf, daß der Guts⸗ 
Uebernehmer im Stande iſt, ſich bei der Wirthſchaft im leiſtungsfähigen Zu⸗ 
fiande zu erhalten. Auf den im Art. 72. der Declaration vom 29. Mai 1816 
(Geſetz⸗-Sammlung Seite 171) hervorgehobenen Umſtand: „„ob eine bäuer- 
liche Nahrung Eigenthum geworden‘, kommt es ferner nicht mehr an“ 
F§. 1. Die Eingangsworte: „die Abſchätzung von ſolchen Veſitzungen, deren 
Beſitzer im Stande der Landgemeinden vertreten werden“, dringen der Ab- 
theilung das Bedenken auf, daß fie fo verſtanden werden dürften, als ſeien 
Grundſtücke ruſtikaler Natur, deren Beſitzer aber nicht dem Stande der Land⸗ 
gemeinden angehören, von dem Geſetze ausgeſchloſſen, und veranlaßt ſie zu 
dem einſtimmigen Antrage: daß dieſer Zweifel durch eine andere 
Ausdrucksweiſe gelöſt werden möchte. Die Abtheilung hat ſich ent⸗ 
halten, eine andere Ausdrucksweiſe vorzuſchlagen, indem in dem Geſchäfts⸗ 
Reglement die Faſſung nicht Sache der Berathung ſein ſolle. Sie liegt aber 
auch ſehr auf der Hand, indem es nicht anders heißen konnte. 

Abg. v. Platen: Wenn ich mich vorweg gegen die Ausführung des 
vorliegenden Geſetzes erklären muß, aus den vielfach bereits angeführten Grün⸗ 
den, ſo muß ich auch, da jetzt eine Berathung über die einzelnen Paragra⸗ 
phen beginnen ſoll, darauf aufmerkſam machen, daß mir das Bedenken der 
Abtheilung über die Faſſung des Einganges des §. I. gleichfalls aufgeſtoßen 
iſt und mir um ſo bedeutſamer erſcheint, da, meiner Anſicht nach, daraus in 
keiner Weiſe klar zu erſehen iſt, auf welche Grundſtücke das Geſetz Anwen⸗ 
dung findet. Dieſemnach wird es nothwendig, damit der $. 1. mit dem Prin⸗ 
zip des Geſetzes, wie es im Eingange ausgeſprochen iſt, in Uebereinſtimmung 
gebracht werde, daß vor dem Wort „Beſitzung“ das Wort „bäuerliche“ hin⸗ 
zugefügt würde. Ich ſtelle anheim, ſich zu erklären, ob die hohe Verſamm⸗ 
lung meine Anſicht theilen kann. >; 

Abg. v. Helldorff-Bedra: Es iſt ein Amendement zum ganzen Ges 
ſetz, nicht allein zu §. I., was ich vorzuſchlagen beabſichtigte, ſofern ſolches 
nämlich angenommen werden ſollte, und was an verſchiedenen Orten Abän- 
derungen bedingen wird, und ich muß der Verſammlung daher anheimgeben, 
oh ich es hier ſchon entwickeln ſoll. (Aufforderung ſeitens des Marſchalls, es 
zu thun.) Mein Antrag ging darauf, die betreffenden Beſtimmungen auf 
jeden landwirthſchaftlichen Beſitz, natürlich mit Vorbehalt der hieraus hervor- 
gehenden nothwendigen ſpeziellen Aenderungen, auszudehnen. Es würde, 
wenn dieſer mein Antrag unterſtützt wird, auch einen Hauptbewegungsgrund, 
von welchem die meiſten der vorigen Redner ausgegangen ſind, die ich gegen 
den Entwurf habe ſprechen hören, jedenfalls ſofort beſeiligt ſein. Man hat 
nämlich geſagt, daß es ein Partikulargeſetz ſei, gewiſſermaßen ein Geſetz, das 
den Stand der Landgemeinden bevormunden ſolle. Ich als Vertreter der 
Ritterſchaft einer Provinz ſehe dagegen nicht ein, warum wir an den Vor⸗ 
theilen dieſes Geſetzes, die den Landwirthen im Stande der Landgemeinden 
geboten werden dürften, nicht Theil nehmen ſollen. Ich ſehe nur Vortheile 
darin und auch für uns. Ich betrachte alfo dieſes Geſetz, abgeſehen von dem, 
was ich in ſeinen einzelnen Beſtimmungen noch einzuwenden habe, im Allge⸗ 
meinen als einen großen Vortheil für den landwirthſchaftlichen Beſis über⸗ 
haupt und kann nur fragen — die ſpeziellen Einwendungen möchte ich mir 
jedenfalls vorbehalten — ob im Allgemeinen das Amendement unterſtützt wer⸗ 
den wird. 5 

Marſchall: Ich ſtelle an die Verſammlung die Frage: Wird das 
Amendement unterſtüzt? (Die Unterſtützung erfolgt von mehreren Seiten.) 

Abg. v. v. Helldorff⸗Bedra: Da würde ich für §. 1 zum Ein⸗ 
gang folgende Faſſung vorſchlagen: „die Abſchätzung von ſolchen Befigungen, 
deren Hauptzweck der Ackerbau iſt, gleichviel in welchem Stande auf dem 
Landtag deren Beſitzer vertreten werden, erfolgt u. f. f. 

Marſchall: Der Vorſchlag der Abtheilung geht dahin, eine andere 
Faſſung im F. I. zu wählen, wonach nicht blos diejenigen Grundſtücke⸗ de⸗ 
den Beſttzer im Stande der Landgemeinden vertreten find, ſondern andere 
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Ruſtikal⸗Beſitzungen mit einbegriffen fein ſollen. Das ift die Frage, worüber 
jetzt zu verhandeln iſt. > 

va Aettekungs Ee kat Lette: Das Geſetz will allerdings alle 
Beſitzungen ohne Unterſchied umfaſſen, die im Stande der Landgemeinden 
vertreten ſind. Deshalb bleibt meines Erachtens nichts Anderes übrig, wenn 
das Geſetz nicht Beifall ſindet, als daſſelbe im Allgemeinen abzulehnen. 

Abg. v. Brodowski: Ich hätte nicht nöthig gehabt, weiter zu ſpre⸗ 
chen, weil viele verehrte Redner vor mir ſchon die Nützlichkeitsfrage in öko⸗ 
nomiſch praktiſcher Beziehung und die Frage erörtert haben, was von den 
Bauerngütern zu halten ſei, aber die Mittel, welche hier in dem Geſetze an⸗ 
gegeben ſind, halte ich ich für nicht zweckdienlich, obgleich es mir nicht nöthig 
erſcheint, auf diefe Frage näher einzugehen. Der geehrte Redner, welcher 
die Regierung vertritt, hat geſagt, daß dem §. J unmöglich eine andere Deu⸗ 
tung gegeben werden könne, als daß diejenigen Grundbeſitzer hier verſtanden 
würden, welche von den Landgemeinden vertreten werden. Ich frage aber, 
ob Herrſchaften von vielleicht 150,000 Rthlr. am Werthe, welche von Land⸗ 
gemeinden vertreten werden, den Bauerngütern angehören oder nicht? Wir 
haben ſolche Güter, welche die Ritterguts-Qualität nicht erhalten können und 
doch 2000 bis 3000 Morgen Umfang haben. Wenn wir alſo nicht eine an⸗ 
dere Definition erhalten, ſo werden wir um den Begriff „Bauerngüter“ 
herumgehen und nicht wiſſen, was ſie ſind. Wir werden Herrſchaften, die 
drei bis vier große Güter umfaſſen, darunter zählen können. Endlich glaube 
ich, daß nicht ein beſonderer Bauernſtand, ſondern nur ein beſonderes Baus 
ern⸗Beſitzthum exiſtirt, aber auch das exiſtirt nicht einmal, weil ſich Güter 
darunter befinden, die von Landgemeinden vertreten werden und die oft einen 
Werth von 300,000 und mehr Thalern haben. Wenn eine Beſchränkung in 
Vezug auf ſolche Minorennen ſtattfinden ſoll, wie in dieſem Geſetze beabſich⸗ 
tigt iſt, ſo muß ich erklären, daß dadurch Ungerechtigkeiten entſtehen, die 
dem Zwecke des Geſetzes nicht entſprechen. Der Zweck des Geſetzes iſt, einen 
ſtarken Vauernſtand zu erhalten, aber dieſer Zweck kann in dieſer Weiſe nicht 

erreicht werden. 

Landtags-Kommiſſar: Ich glaube, hier noch eine Erläuterung 
ſchuldig zu ſein Das Geſetz hat im F. 1. allerdings alle diejenigen Grund⸗ 
ſtücke umfaſſen wollen, welche nicht ſtädtiſche und welche nicht Rittergüter 
find. Die Rittergüter in den fünf öſtlichen Provinzen ſtehen größtentheils in 
einem beſonderen landſchaftlichen Nexus mit beſonderen Tax⸗ Prinzipien und 
können alſo hier nicht fubfumirt werden; die Subſumtion aller anderen länd- 
lichen Grundſtücke ſcheint keinem Zweifel zu unterliegen ſollen. 

Marſchall: Ich werde die Frage auf den erſten Vorſchlag der Ab⸗ 
theilung ſtellen, welcher dahin geht, eine ſolche Faſſung zu wählen, aus wels 
cher hervorgeht, daß nicht blos die Grundſtücke der im Stande der Landge⸗ 
meinden vertretenden Beſitzer, ſondern alle übrigen ländlichen Beſitzungen mit 
unter dem Geſetze begriffen ſein ſollen. f 

Abg. Naumann (Secretair): Die Verlegenheit tritt, meines Erach⸗ 
tens, gleich bei der Fragſtellung hervor. Man wird nicht wiſſen, wie man 
abſtimmen ſoll, weil man nicht weiß, auf welche Grundſtücke ſich die Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes beziehen Urſprünglich ſollten fie ſich beziehen auf ſolche, 
die im Stande der Landgemeinden vertreten find; allein es iſt ausführlich er- 
örtert worden, daß die Grundſtücke gar nicht mehr alle unter eine Kategorie 
ſubſumirt werden können, für die eine ſolche Beſtimmung nothwendtg wäre. 
Alſo welche Grundſtücke ſind es denn, bei denen eine ſolche Verbeſſerung des 
Taxverfahrens nothwendig erſcheint? Sind es die bäuerlichen im älteren 
Sinne des Wortes? Wir haben ſolche, die lediglich zur Ackerwirthſchaft be⸗ 
ſtimmt ſind; dann haben wir aber auch noch ſolche, die eigentlich nicht mehr 
unter dieſen Begriff fallen, denn es giebt ſogenannte bäuerliche Grundſtücke, 
die einerſeits zu gleicher Zeit zu Fabrikanlagen benutzt find, und die anderer⸗ 
ſeits die Natur kleiner Veſitzungen nicht haben und in die Kategorie großer 
Beſitzungen, ſogenannter Rittergüter, gehören. Eine Beſchränkung iſt, meines 
Erachtens, durchaus nothwendig, und ſoll fie eintreten, dann würde ich vor⸗ 
ſchlagen, Herr Marſchall, daß im Geſetze ausdrücklich geſagt würde: „unter 
bäuerlichen Grundſtücken find nur diejenigen zu verſtehen, die ausſchließlich 
zur Ackerwirthſchaft beſtimmt ſind.“ 

(Mehrere Stimmen durch einander: Ja! Nein!) 

Marſchall: Das iſt auch ein Vorſchlag, aber nicht der, den die Ab⸗ 
theilung gemacht hatte. Zur Abſtimmung habe ich den Vorſchlag gebracht, 
den die Abtheilung gemacht hat. Ich kann nicht annehmen, daß die hohe 
Verſammiung nicht verſtanden habe, worüber fie abgeſtimmt hat, ſondern die 
Abſtimmung hat ergeben, daß die Verſammlung keine Abänderung der Be— 
zeichnung will, die im Entwurſe vorgeſchlagen iſt. So ſteht die Sache. 

a (Einige Stimmen: Gut! Ja!) 
Nachdem abgeſtimmt worden if, kann keine andere Fragſtellung mehr flattfinden. 

Marſchall: Es iſt noch ein Vorſchlag vorhanden, der die Ausdehnung 
diefer Veſtimmung auch auf die Rittergutsbefiger betrifft, wenn ich nicht irre. 
Abg. v. Helldorff-Reden: Ja das war der Gegenſtand meines Amen⸗ 
dements. 

Eine andere Stimme: Die Abgeordneten befinden ſich in befonde- 
rer Verlegenheit bei dieſem Amendement. Jeder einzelne Abgeordnete der 
Landgemeinde ſpricht ſich gegen das ganze Geſetz aus; wie ſollen ſie nun über 
die einzelnen Beſtimmungen abſtimmen? f 

Marſchall: In den einzelnen Fällen werden ſie immer für dasjenige 
fimmen, was fie am wenigſten ſchädlich halten; zuletzt aber bleibt ihnen 
übrig, gegen das ganze Geſetz zu ſtimmen. Ich ſtelle anhein, ob nicht über 
den Vorſchlag, der gemacht worden iſt, das Geſetz noch weiter auch auf die 
Nittergutsbefiger auszudehnen, die Abſtimmung bis zuletzt gelaſſen werden 
könnte. Wenn das Geſetz vollſtändig berathen iſt, man fände, es ſei fo vor⸗ 
trefflich, daß es anch die Rittergutsbeſitzer haben möchten, fo könnte ich dar⸗ 
über ja dann noch abſtimmen laſſen. (Gelächter und Bravo von mehreren 
Seiten.) Sofern dies Beifall fände, könnten wir die Abſtinmung über den 

orſchlag ausſetzen. (Mehrere Stimmen: Ja!) ; 

Referent: Den übrigen Inhalt des F. J. nimmt die Abtheilung an. 
den Becceſchall: Die Abtheilung ift für Annahme des Paragraphen mit 

en, Veränderungen, die eben gemacht find. Ich frage: Tritt die Verſammlung 
bel? (Keine Majorität dafür.) ; - 

Referent: (Merlicft §. 2. der Verordnung): „F. 2. Die Abſchätzung 
geſchieht, ſofern die Intereſſenten ſich nicht über andere Perſonen geeinigt ha⸗ 


ben, durch Taxatoren aus den Standesgenoſſen des Beſitzers, d. h. durch 
ſolche Perſonen, welche dem Stande der Landgemeinden angehören. Hinſicht⸗ 
lich der Anzahl der zuzuziehenden Taxatoren und deren Auswahl behält es bei 
den Vorſchriften des Titel 6., Theil II. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
ſein Bewenden.“ N 

Marſchall: Der Vorſchlag der Abtheilung geht dahin,] die Worte 
„aus den Standesgenoſſen des Beſitzers“ wegzulaſſen. 

Referent (verlieſt das Gutachten ad 2): „Ferner wird einſtimmig ein 
Zuſatz gewünſcht, welcher verordnet, daß die Abſchätzung gewerblicher Anlagen 
und anderer Gegenſtände, für welche es beſonderer, bei praktiſchen Landwir⸗ 
then nicht allgemein vorauszuſetzender Sachkenntniß bedarf, nöthigenfalls durch 
zuzuziehende beſondere Sachverſtändige erfolge.“ 

Marſchall: Kann ich annehmen, daß Niemand dagegen ſtimmt? 

(Niemand erhebt fich.) 

Referent: Der zweite Satz dieſes Paragraphen: „Hinſichtlich der An⸗ 
zahl der zuzuziehenden Taratoren und deren Auswahl behält es bei den Vor⸗ 
ſchriften des Tit. 6. Thl. II. der Allg. Gerichtsordnung fein Bewenden“, wird 
von der Abzheilung pure angenommen“, von der Verſammlung auch? 

£ (Mehre Stimmen: Za!) 

Marſchall: Es fragt ſich nun, ob der 8. 2. mit den vorgeſchlagenen 
Abänderungen angenommen werden ſoll. Die für die Annahme deſſelben ſtim⸗ 
men, bitte ich aufzuſtehen. (Eine geringe Zahl von Mitgliedern erhebt ſich.) 
Der Paragraph iſt alſo nicht angenommen. 

Referent (lieſt den §. 3.): §. 3. Den Taratoren dienen die Vorſchrif⸗ 
ten der Allg. Gerichtsordnung und in Betreff der bäuerlichen Grundſtücke von 
geringerem Werthe die Abſchätzungs-Vorſchriften des Geſetzes vom 15. Juni 
1540 (GeſetzSamml. S. 131) zur Richtſchnur; dieſelben find aber unter 
allen Umſtänden nicht blos über die einzelnen, ſachverſtändig zu ermittelnden 
Sätze, nach denen das Tarations-Inftrument zuſammengeſtellt wird, ſondern 
auch über den Geſammtwerth der Beſitzung gutachtlich zu hören. 

Marſchall: Ich frage, ob der §. 3. angenommen werden ſoll, und 
bitte diejenigen Herren, welche für die Annahme find, aufzuſtehen. Das Re⸗ 
ſultat der Abſtimmung weiſt nach, daß nicht ein Drittel für die Annahme 
ſich erklärt hat. 

Referent (verlieft die Redaktion des §. 4): „Die Vormundſchaftsbe⸗ 
hörden haben gütliche Auseinanderſetzungen über den Nachlaß eines bäuerli⸗ 
chen Grundbeſitzers möglichſt zu befördern, und es werden deshalb die ihnen 
in den §§. 483, 484, 576—579 Tit. 18 Th. II. des Allgem. Landrechts bei⸗ 
gelegten Befugniſſe in folgender Weiſe erweitert: a) Dem Gutsannehmer 
dürfen zur Abtragung der dem Pflegebefohlenen ausgeworfenen Abfindungen 
billige Friſten gewährt werden. b) Wenn mehrere Miterben vorhanden ſind, 
ſo bedarf es keiner Subhaſtation, im Fall einer derſelben das Grundſtück für 
zwei Drittel der Taxe annehmen will und dabei dem Pflegebefohlenen Vor⸗ 
theile bietet, die derſelbe von einem Dritten nicht zu erwarten hat. c) Auch 
ein Gebot unter zwei Drittel der Taxe kann in dieſem Falle angenommen. 
werden, wenn die dem Pflegebefohlenen angetragenen Vortheile den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Gebot und zwei Dritteln der Taxe an Erheblichkeit überſtei⸗ 
gen. d) Wenn die mehreren majorennen Miterben ſich dahin einigen, daß 
das Grnndſtück einem unter ihnen aus freier Hand zugeſchlagen werde, ſo 
kann und muß der Vormund auf Subhaſtation nur dringen, wenn das Ge⸗ 
bot zwei Drittel der Taxe nicht erreicht oder beſondere Umſtände die Beforg- 
niß eines Nachtheils für den Pflegebefohlenen rechtfertigen.“ 

Marſchall: Von dem Herrn Abgeordneten Kunkel iſt ein Amendement 
zu dem Paragraphen geſtellt worden. 

Abg. Kunkel: Es betrifft die Geldfrage bei Annahme der Stelle. 

Abg. Kraufe: Ich bitte um das Wort. 

(Lärm in der Verſammlung.) 

Marſchall: Wollen Sie ſich hierher begeben? Man hört Sie nicht. 

Abg. Krauſe: Wenn ich auch dieſen hiſtoriſchen Platz noch betrete in 
dieſem Geſetze, welches wahrſcheinlich in ſeinen Grundpfeilern erſchüttert wor⸗ 
den iſt, fo war es nur aus dem Grunde, um einen kurzen Satz beizufügen, 
daß ich nicht recht einſehen kann, wie Pflegebefohlene in kurzer Zeit ſelbſt 
einen Familtenſtand gründen; und ich muß aus meiner Praxis bemerken, daß 
ich ſelten gefunden habe, daß die Erziehung von dieſem Punkte aus eine gute 
genannt werden kann. Ich halte es für beſſer, daß die Kinder das Wenige, 
was ſie bekommen, auch ſicher bekommen, und es kann hier wohl nur davon 
die Rede ſein von kleinen Bauergutsbeſitzern. Dieſe werden ſo wenig bekom⸗ 
men, daß fie es nicht loben werden. Dieſe werden beſſer daran fein, wenn ſte 
dienen, ihr Brod verdienen, und die wenigen Thaler, welche fie herausbe⸗ 
kommen, werden ihnen ſicher angelegt. (Lärmen in der Verſammlung.) Da 
ich einmal auf dieſen Platz getreten bin, ſo erlaube ich mir noch zu bemerken, 
man hat oft geſagt, es wäre nicht Zeit, Geſetze zu geben, — ich möchte dem 
widerſtreiten; es iſt Zeit, aber es müſſen Geſetze der Freiheit ſein, wie Geſetze 
von 1807 und 1811, die die Freiheit des Ruſtikalſtandes heben, und die nicht 
Beſchränkungen .... (Lärm) . . daß wir, wie unſere Vorfahren ... (Wieder⸗ 
holter Lärm) . . . ich habe allerdings nur etwas Allgemeines geſagt, ich wollte 
nur zwei Worte.... (Verläßt die Rednerbühne.) 

Abg. v. Patow: Ich hatte die Abſicht, mich für §. 1 zu verwenden. 
Ich halte die Beſtimmung für zweckmäßig und glaube auch, daß nach den 
in dieſem Paragraphen enthaltenen Vorſchriften zum großen Theil bisher ver⸗ 
fahren worden iſt; allein bei der Stimmung, die gegen den Geſetzentwurf in 
der Verſammlung ſich kundgegeben hat, ſcheint es ganz nutzlos zu ſein, für 
irgend einen Paſſus deſſelben das Wort zu ergreifen. ; 

Marſchall: Ich ſchließe die Debatte und werde die vier Beſtimmungen 
des Paragraphen nach und nach zur Abſtimmung bringen. 8. 4 enthält vier 
verſchiedene Abſchnitte durch Litt, a—d. bezeichnet. Ich frage alſo: Soll Litt. 
a. angenommen werden? — Ich bitte diejenigen, welche daft find, aufzu⸗ 
ftehen. (Wird nicht angenommen.) Wenn Niemand das Wort verlangt, 
fo frage ich, ob Litt. b. angenommen werden fol? Es iſt keine Majorilät 
vorhanden. i 

Meret v. Breitenbauch: Ich verleſe das Gutachten zu Litt. e. 

Marſchall: Da Niemand das Wort begehrt, fo frage ich, ob Litt. e. 
angenommen werden ſoll? (Iſt nicht angenommen.) Jetzt wird zu fragen 
fein, ob Litt. d. angenommen wird? (Wird nicht angenommen.) Es bleibt 
uns noch die Abſtiimmung über §. 5 übrig. Ich frage die hohe Verſammlung, 
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ob ſie denſelben annehmen will, und bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, 
aufzuſtehen. (Wird einſtimmig verworfen.) Nachdem die hohe Verſammlung 
beſchloſſen hat, allerunterthänigſt zu bitten, daß keiner von den Paragraphen 
angenommen werde, glaube ich, wird die Frage, ob das ganze Geſetz ange— 
nommen werden ſolle, nicht mehr nöthig fein. 
(Viele Stimmen: Nein!) 

Es ſcheint auch, als ob das Amendement, welches von dem Herrn Abg von 
Helldorff geſtellt worden iſt, nun nicht mehr zur Abſtimmung zu bringen ware. 

Abg. v. Helldorff-Bedra: Ich kann es nur zurückziehen, denn auch 
ich will Niemanden eine Wohlthat auſdringen. 

Referent v. Breitenbauch: Es hat die Abtheilung am Schluſſe noch 
zwei Vorſchläge beigefügt. (Zeichen von großer Ungeduld in der Verſamm⸗ 
lung.) Der eine Vorſchlag greift noch Platz. (Erneuerter Lärm.) 

Marſchall: Ich bitte, den Herrn Referenten ſeinen Vortrag halten 
u laſſen. 2 
. 1 v. Breiten bauch: Der eine dieſer Vorſchläge iſt unnöthig, 
da das Geſetz gefallen iſt, die Verordnung nämlich, für Weſtpreußen wegen 
der 6 Prozent, der andere aber ſteht feſt, und ich muß ihn zum Vortrag 
bringen: „2) Daß die Geſetzgebung, um die letztwilligen Verfügungen zu be⸗ 
fördern, es möge nun das Geſetz gegeben werden oder nicht, Erleichterungen 
in Form und Koſten der teſtamentariſchen Dispoſitionen eintreten laſſe und, 
um dazu die nöthigen Organe auf den Dörfern zu gewinnen, bald eine 
zweckentſprechende Landgemeinde-Ordnung emanire.“ ; 

Abg. Rieboldt: Ich ſchließe mich dem Antrage der Abtheilung an, um 
ſo mehr, als von der Provinz Preußen derſelbe Antrag auf früheren Land—⸗ 
tagen geſtellt worden iſt. SR: * 

Abg. v. Saucken: Der zweite Antrag ließe ſich am zweckmäßigſten dann 
erreichen, wenn die Petitionen wegen Erleichterung in Form und Koſten der 
teſtamentariſchen Dispoſitionen vorkommen, welche der 5. Abtheilung vorge— 
legen haben. 

Marſchall: Darf ich annehmen, daß hier auf die Sache ſelbſt nicht 
weiter eingegangen werden ſoll? Ich bitte diejenigen, aufzuſtehen, welche eine 
weitere Erörterung wünſchen (Keine Majorität dafür.) Es liegt jetzt nichts 
zur Berathung vor; die Zeit iſt auch ſchon weit vorgerückt; bevor ich aber 
die Sitzung ſchließe, habe ich die Ehre, Sie im Namen des Marſchalls der 
Herren-Kurie zu einer Sitzung der Vereinigten Kurie auf übermorgen um 
10 Uhr einzuladen. Der Gegenſtand der Berathung ſind die Land-Nenten⸗ 
Banken. Sollte ſich nach derſelben für uns noch Zeit finden, ſo werden dann 
in dieſer Kurie einige Gutachten über Petitionen, welche ſich alsdann gedruckt 
in den Händen der Herren Abgeordneten befinden werden, zur Verathung 
kommen. Ich ſchließe die Sitzung. (Schluß der Sitzung 34 Uhr.) 


Sitzung der Vereinigten Kurien am 14. Mai. 

Die Sitzung beginnt halb AL Uhr Vormittags unter dem Vorſitz des 
Landtags⸗Marſchalls, Fürſten zu Solms. Das Protokoll der vorigen Sitzung 
wird verleſen und genehmigt. Als Secretaire fungiren die Abgeordneten 
Freiherr v. Waldbatt und Siegfried. 

Marſchall: Es iſt der Verſammlung eine Reihe von Anträgen anzu⸗ 
kündigen, die rechtzeitig eingekommen ſind und von mir zur Zeiterſparniß auch 
den Abtheilungen bereits zugewieſen wurden. Sie find aber in der Verſamm⸗ 
lung noch nicht angekündigt, was alſo jetzt geſchehen muß. 

Antrag des Abg. Wortmann, Feſtſetzung von Zwiſchenſtufen bei der 
Klaſſenſteuer, der Abtheilung für Mahl- und Schlachtſteuer. Antrag des Abg. 
Larenz, Vereinfachung der Veranlagung der Klaſſenſteuer, desgl. Antrag 
des Abg Krauſe, Erhöhung der Klaſſenſteuer in den erſten und Ermäßigung 
derſelben in den unterſten Stufen, desgl. Antrag des Abg. Schmidt über 
denielben Gegenſtand, desgl. Antrag des Abg. v. Puttkammer, Einfüh⸗ 
rung der Klaſſenſteuer in den mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten, 
desgl Antrag des Abg. Wenghofer, Kommunalſteuer-⸗Zuſchläge zur Klaſſen⸗ 
und Einkommenſteuer, desgl. Antrag des Abg. v. Olfers und Anderer, 
Staats⸗Unterſtützung für die Verlängerung der Münſter⸗Hammer Eiſenbahn, 
der Abtheilung für Eiſenbahnen. Antrag des Abg. Wehr, Richtung der 
Preußiſchen Oſtbahn, desgl. Antrag des Abg. Holzbrink u. A, Zinſen⸗ 
Garantie des Staats für eine Eiſenbahn aus dem Kreiſe Siegen zur Kölns 
Mindener Bahn, desgl. Antrag des Abg. Fabricius, Unterſtützung einer 
Eiſenbahn zwiſchen Neu-Vorpommern und Berlin durch den Staat, desgl. 
Antrag des Abg. Linau, Bau der Bahnſtrecke von Drieſen nach Frankfurt, 
desgl. Antrag der Abg. Grätz und Naumann, die Eiſenbahn-Verbindung 
zwiſchen Poſen und Schleſten, desgl. Antrag des Abg. Plange, Zinſen⸗ 
Garantie des Staats für eine aus dem Kreiſe Siegen nach den Ruhr-Koh⸗ 
lenwerken zu führende Eiſenbahn, desgl. Antrag des Abg. Freiherrn von 
Lilienberg u. A., Richtung der Thüringer Verbindungsbahn von Lippſtadt 
nach Dortmund, desgl. Antrag des Abg. Appelbaum, Richtung der Preus 
ßiſchen Oſtbahn über Bromberg, desgl. 

Marſchall: Als ich das letztemal, nun ſchon vor ziemlich geraumer 
Zeit, die Ehre hatte, auf dieſem Platze zu ſtehen, war ich im Begriff, der 
Verſammlung eine Mittheilung zu machen über ein beabſichtigtes Unterneh— 
men der Herausgabe ihrer Verhandlungen. Ich wurde damals daran ver— 
hindert dadurch, daß noch Vorbereitungen zu treffen waren, die noch nicht 

hatten getroffen werden können. Es iſt etwa vor 14 Tagen und länger der 
Buchhändler Reimarus zu mir gekommen und hat ſich erboten, die Mitthei⸗ 
lungen, die in der Allg. Pr. Ztg. erſcheinen, alſo die Diskuſſionen der Ver⸗ 
ſammlung und einiges Andere, was von Intereſſe ſei, in einer beſonderen 
Ausgabe herauszugeben. — Ich habe ihm darauf geantwortet, daß es für 
die Verſammlung gleibgüttig fein könne, ob er das, was ſchon erſcheine, 
ohnehin erſcheine, herausgebe und beſonders, ob er die Wahl danach einrichte, 
ob etwas von Intereſſe ſei nach feiner Anſicht oder nicht, ſondern wenn die 
Verſammlung ein Intereſſe nehmen könne an einer anerkannten Ausgabe, ſo 
könne das nur dann der Fall ſein, wenn alle Verhandlungen ohne Ausnahme, 
groß oder klein, weitläufig oder nicht weitläuſig, intereſſant oder nicht inter⸗ 
eſſant, aufgenommen würden. Nur dann könne die Verſammlung ein In⸗ 
tereſſe an einer ſolchen Unternehmung haben. Der Buchhändler Reimarus 
erklärte ſich ſofort einverſtanden, Alles was man ihm in dieſer Beziehung 
auferlege, zu erfüllen, und ich ſetzte hinzu, daß es vorerſt noch auf zweierlei 
ankomme, einmal auf das Einverſtändniß mit dem Herr Marſchall der Kurie 


der Verſammlung. 
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der 3 Stände, und dann auf eine Mittheilung und Aufnahme der Sache in 
Seitdem habe ich von dem Buchhändler Reimarus ſelbſt 
erfahren, daß er das entſchuldbare Verſehen gemacht habe, ſchon ehe dies ge⸗ 
ſchehen iſt, einen Proſpektus bekannt zu machen. Sobald ich davon durch 
ihn ſelbſt vor etwa 8 Tagen Nachricht erhielt, habe ich ihn veranlaßt, dieſen 
Proſpektus zurückzuhalten und den Mitgliedern der Verſammlung nicht zu⸗ 
kommen zu laſſen, ehe die Mittheilung der Sache hier erfolgt ſei Das Ein⸗ 
verſtändniß mit dem Herrn Marſchall der Kurie der drei Stände hat von 
Anbeginn ſtattgefunden und die Vorbereitungen ſind gemeinſchaftlich getroffen 


worden. — Jetzt kommt es darauf an, daß die Verſammlung, was ohne 
Zweifel auf dem kürzeſten Wege geſchehen kann, erkennen laſſe, ob fie der 


Meinung if, daß eine ſolche anerkannte Herausgabe ihrer ſämmtlichen Ver— 
handlungen wünſchenswerth ſei oder nicht. 

Abg. v. Auerswald: Ich halte es im Allgemeinen für ſehr bedenklich 
für die Verſammlung, daß ſie ſich auf irgend eine Weiſe bei einem Unter⸗ 
nehmen der Art betheilige, welches die Herausgabe der Verhandlungen auf 
eine weniger verbreitende Weiſe, als dies vielleicht erreicht werden könnte, 
beſchränken möchte, ſo daß ich mich für die in Rede ſtehende Unterſtützung 
des Anerbietens des Buchhändlers Reimarus nur in dem Falle erklären würde, 
wenn wir keine ofſizielle Ausgabe unſerer Verhandlungen hätten, an welche 
jeder einen Maßſtab anlegen könnte. Dieſe beſitzen wir aber durch die in 
der Allg. Pr. Ztg. bekannt gemachten Verhandlungen, und ich glaube, da 
wir dieſes Dokument beſitzen, mittelſt welches wir den Maßſtab der Richtig⸗ 
keit an andere Veröffentlichungen legen können, mich gegen die Bevorzugung 
eines einzelnen Buchhändlers erklären zu müſſen 

Marſchall: Es wird zweierlei zur Erwägung kommen. Einmal, ob 
anzunehmen iſt, daß Alles, was hier verhandelt wird, d. h. nicht allein, was 
in dieſem Saale diskutirt wird, ſondern alle Theile der Geſchäſte und alle 
Theile der Verhandlungen überhaupt, nicht nur die mündlichen, ſondern auch 
alle übrigen, durch die Zeitung veröffentlicht werden. Das iſt nicht der Fall. 
Die Anträge z. B. werden nicht veröffentlicht, auch nicht alle Denkſchrift n. 
Das Zweite, was nicht der Fall iſt, beſteht darin, daß eine Bevorzugung 
irgend eines Buchhändlers vorliege. Der Buchhändler Reimarus war mir 
bis dahin völlig unbekannt. Die Sache ſteht auch jetzt noch fo, wie ich zu Ein 
gang bemerkte, daß ich gleich anfangs für nöthig gehalten habe, nichts zu 
thun, ehe die Anſicht der Verſammlung vernommen worden iſt, als blos in 
Geſellſchaft mit dem Marſchall der Kurie der drei Stände den Abſchluß eines 
Vertrages vorzubereiten. Vorbereitet iſt er; er kann abgeſchloſſen oder nicht 
abgeſchloſſen werden. Ich lege weder auf das Eine noch auf das Andere ein 
beſonderes Gewicht. Alſo ſo ſteht die Sache. 

Abg. Schauß: Hohe Verſammlung! mir will ſcheinen, es ſtehe hier 
zweierlei in Fragt: 1) ob die Verhandlungen des Landtags noch beſonders 
amtlich gedruckt und einem Vuchhändler die Ausgabe dieſer amtlichen Ver— 
handlungen überlaſſen werden ſoll; 2) ob der Buchhändler Reimarus, der 
bis jetzt einen Proſpektus herausgegeben hat, dazu die Befugniß hatte oder 
nicht. Den erſten Theil laſſe ich unbeantwortet; dazu beſitze ich für jetzt kein 
Recht; den zweiten Theil aber, ob der Buchhändler Reimarus etwas gethan 
habe, was er nicht hätte thun ſollen, will ich zur näheren Erörterung ziehen. 

Marſchall: Sollte wohl der Abgeordnete nicht der Meinung ſein, daß 
dieſe Frage ſchon erledigt iſt durch die Bemerkung, die ich mit wenigen Wor⸗ 
ten gemacht habe? 

Abg. Schauß: In letzterer Beziehung möchte ich zu fragen mir erlaus 
ben, ob ich Ew. Durchlaucht vielleicht mißverſtanden habe, wenn ich glaube, 
vernommen zu haben, der Buchhändler Reimarus habe den Proſpektus be⸗ 
kannt gemacht, ohne dazu autoriſirt geweſen zu fein. Habe ich richtig ver— 
ſtanden, ſo möchte ich Ew. Durchlaucht um eine Erwiederung bitten. Habe 
ich falſch verſtanden, dann freilich muß und werde ich mich beruhigen. % 

Marſchall: Ich kann mich nur derſelben Worte wieder bedienen, daß 
nämlich Buchhändler Reimarus durch ein entſchuldbares Verſehen den Pro— 
ſpektus früher bekannt gemacht hat, als es in der Aeußerung lag, die er von 
mir vernommen hat. Ich habe bemerkt, daß es ein entſchuldbares Verſehen 
von ihm ſei. Darum, glaube ich, iſt es ein Gegenſtand, mit welchem wir 
uns der Koſtbarkeit der Zeit wegen nicht länger beſchäftigen ſollten. N 

Abg. Schauß: Ja, dabei aber kann ich mich zu meinem Bedauern 
nicht beruhigen. Das angeführte „entſchuldbare Verſehen“ iſt ſehr allgemein 
gehalten. Ich habe das hohe Glück, Berlin zu vertreten, es muß mir des⸗ 
halb daran gelegen fein, die Ehre eines berliner Bürgers aufrecht zu erhal— 
ten. Dem Herrn Reimarus iſt dieſer Proſpektus hier von Ew. Durchlaucht 
mit der Weiſung zurückgegeben worden, ihn fo bekannt zu machen, wie er 
veröffentlicht worden, deſſen zur Beſtätigung befindet ſich darauf „genehmigt“ 
und der Name Ew. Durchlaucht. Nachdem Herr Reimarus, wie mir be⸗ 
kannt geworden iſt, zuvor durch ein Mitglied der hohen Verſammlung, durch 
einen geehrten Vertreter der Provinz Brandenburg, aufgefordert worden war, 
eine amtliche Herausgabe zu unternehmen, hat ſich Herr Reimarus zu Sr. 
Durchlaucht begeben, demnächſt auch zu Sr. Excellenz dem Herrn Miniſter 
von Vodelſchwingh, dann wieder zu Sr. Durchlaucht, und nachdem alle wei— 
ter dahin zielenden Vorberathungen gepflogen worden, hat Herr Reimarus 
mit dieſem Proſpektus ſich aufs neue zu Ew. Durchlaucht begeben, und es 
iſt ihm von dem Herrn Landtags-Marſchall darauf die erbetene Erlaubniß 
zur Veröffentlichung ertheilt worden und, wie gefagt, das „genehmigt“ auf⸗ 
geſchrieben. In Folge deſſen hat ſich Herr Reimarus, ein ſehr achtbarer 
Mann, veranlaßt geſehen und ſich veranlaßt ſehen müſſen, die Bekanntma⸗ 
chung ergehen zu laſſen. Wenn jetzt die hohe Verſammlung ſich aber bewo⸗ 
gen finden könnte, die Sache rückgängig zu machen, wenn die Nachricht in 
der Allg. Preuß. Zeitung erſchien, daß Herr Reimarus ohne Beſugniß bis⸗ 
her vorgeſchritten ſei, ſo müßte natürlich der Mann in feiner perſönlichen 
Ehre ſich verletzt und gekränkt ſehen, und ich halte mich deshalb verpflichtet, 
eben ſo, wie ich die Ehre habe, Berlin vertreten zu dürfen, auch die Ehre 
der Bürgerſchaft von Berlin und eines Einzelnen aufrecht zu erhalten in al⸗ 
len ihren Theilen, und zwar um fo mehr, als nach meiner vollen Ueberzeu⸗ 
gung hier Jemand verletzt wird, der in jeder Beziehung bis jetzt ganz unbe⸗ 
{holten dafland. (Mehrſtimmiges Bravo.) 

Marſchall: Meine Herren! Als der Abgeordnete, welcher ſo eben 
den Platz des Redners verläßt, das Wort ergriff, konnte ich nicht denken, 

(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 
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\ (Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 2 
daß feine Abſicht ſei, etwas zu thun, was ich ſchon gethan hatte, nämlich die 
Ehre des Herrn Reimarus zu wahren. Mich dünkt, daß dieſe Wahrung in 
den Händen des Herrn Abgeordneten in ſehr guten, in den meinigen aber in 
nicht minder guten Händen ſich befinde. Herr Reimarus war heute Morgen 
noch bei mir, und auf meine Bemerkung, daß die Ausgabe der Verhandlun⸗ 
gen, das Fortſchreiten der ganzen Sache von Mehrerem abhängig gemacht 
worden fei, erſtlich von dem Einverſtändniß mit dem Herrn Marſchall der 
Kurie der drei Stände, zweitens von einer Mittheilung an die Stände-Ver⸗ 
ſammlung, hat er mir heute Morgen erklärt, daß er ſich deſſen ſehr wohl er⸗ 
innere, und hiermit ſteht in Verbindung, daß die Bemerkung von mir, „ge⸗ 
nehmigt,“ deren ich mich wieder ſehr wohl erinnere, die Bedeutung hatte, 
daß unter dieſen beiden Vorausſetzungen gegen dieſen Proſpektus von mir 
nichts zu erinnern ſei. Was alſo die Ehre des Buchhändlers Reimarus be⸗ 
trifft, fo iſt fie ſchon durch das, was ich bemerkte, falls eine Rehabilitirung 
irgend nöthig geweſen wäre, vollſtändig rehabilitirt. Ich ſetze aber hinzu, 
daß ſie nicht einmal nöthig war, und es kommt blos darauf an, ob die Ver⸗ 
ſammlung der Meinung iſt, daß eine ſolche anerkannte und amtliche Heraus⸗ 
gabe ihrer Verhandlungen wünſchenswerth ſei oder nicht. — Fürſt Lichnowsky 
hat das Wort. 148 

Fürſt Lychnowski: Wenn die hohe Verſammlung damit übereinſtimmt, 
ſo ſehe ich nicht ab, warum wir nicht eben ſo gut dem Reimarus, als jedem 
Anderen, der ſich zuerſt beteit erklärt hätte, dieſe Veröffentlichung zu über⸗ 
nehmen, ſie überlaſſen ſollen Der Herr Reimarus iſt einen ſehr offenen 
Weg gegangen, er hat ſich ganz auf geſetzliche Weiſe an den Herrn Mars 
ſchall, als an das offizielle Organ der Verſammlung, gewendet, und auf der 
anderen Seite iſt nicht zu leugnen, daß bei unſeren künftigen Landtagen es 
für uns von Wichtigkeit ſein wird, ein ſolches Buch zu beſitzen. 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Ich glaube deshalb, daß es der freien 
Konkurrenz überlaſſen werden muß, wer und wie viele Ausgaben von den 
Landtags⸗Verhandlungen zu veranſtalten, daß aber das Sekretariat der hohen 
Verſammlung jede Mitwirkung dabei ablehne. 

Abg. Zimmermann: Der Herr Landtags-Marſchall hat zur Moti⸗ 


virung des Geſuches vom Buchhändler Reimarus hauptſächlich hervorgehoben, 


daß in der von ihm zu bewirkende Ausgabe noch andere Mittheilungen er⸗ 
ſolgen ſollen, welche in der Allg. Preuß. Zeitung nicht enthalten ſeien. Die 
Veröffentlichung unſerer Landtags⸗Verhandlungen ſoll ſich allein auf die Mit⸗ 
theilungen der Allg. Preuß. Zeitung gründen, und inſofern halte ich dieſe 
allein für die Quelle, woraus geſchöpft werden kann, inſofern dieſelbe die 
alleinige Quelle zur authentiſchen Interpretation iſt, kann es eine andere Un⸗ 
ternehmung nicht mehr geben. u: 

Marſchall: Ich glaube, daß der Gegenſtand hinreichend erörtert ift, 
und daß wir zur Abſtimmung über denſelben kommen können in der Weiſe, 
daß diejenigen Mitglieder, welche nicht wünſchen, daß das Unternehmen des 
Buchhändlers Reimarus ins Werk geſetzt werde, das durch Aufſtehen zu er⸗ 
kennen geben. N 

Abg. v. Auerswald: Gegen das Unternehmen des Buchhändlers Rei⸗ 


marus iſt wohl Niemand, aber f i i die⸗ 
e n TE dagegen, daß die Verſammlung ſich bei die 


Abg. v. Saucken: Ich würde mir die Bitte erlauben, daß, ehe die 
Frage geftellt wird, wir uns vergegenwärtigen, was der Herr Marſchall der 
Kurie der drei Stände hierüber bekannt gemacht hat. Es iſt nöthig, dies ins 
Auge zu faſſen, ehe darüber abgeſtimmt wird. Ich würde, wenn Ew. Durch⸗ 
laucht es geſtatten, mir die Bitte erlauben, daß der Secretair uns mittheile, 
was in dieſer Beziehung veröffentlicht iſt. . 

Marſchall: Ich glaube, daß die Anſichten ſich darüber feſtgeſtellt ha⸗ 
ben können, und daß alſo die Verſammlung in dem Falle iſt, einfach über 
den Fall zu entſcheiden. 

Graf v. Arnim: Ich würde mich dafür ausſprechen, daß das, was in 
der Zeitung ſteht, in einer überſichtlichen Form gewählt und dadurch jedes 

itglied nicht allein, ſondern Jedermann, der an dieſen Dingen Intereſſe 
nimmt, eine überſichtliche Ausgabe unſerer Verhandlungen habe; aber ich bin 
er Meinung, daß weder einem Buchhändler ein Monopol in dieſer Bezie⸗ 
hung gegeben werde, noch daß irgend eine Verantwortlichkeit der Verſamm⸗ 
lung ‚ noch eines Mitgliedes der Verſammlung für das übernommen werde, 
was in dem Buche ſteht. 

Mar ſchall: Die Neigung der Verſammlung ſcheint mir dahin erkannt 
werden zu können, daß ſie das Unternehmen unter Verantwortung und Mit⸗ 
wirkung des Scerctarkats nicht gerade erwünſcht findet, und die Frage wird 
fo geſtellt werden, daß fie dieſes vollſtändig auszuſprechen im Falle iſt, alſo 
heißen: Findet die Verſammlung das fragliche Unternehmen unter Mitwir⸗ 
kung des Secretariats erwünſcht? Diejenigen, welche nicht für die Sache ſind 
welche fie nicht wünſchen, würden es durch das Zeichen des Auffiehens zu er. 
kennen geben. (Es erhebt ſich eine große Maforität.) Es iſt in hinrei⸗ 
chender Vollſtändigkeit über den Gegenſtand entſchieden, und wir kommen nun 
zu demjenigen Gegenſtande, der uns zunächſt zu beſchäftigen hat, nämlich zur 
Berichterſtattung über die Königliche Botſchaft, die Errichtung von Land⸗ 
Rentenbanken betreffend. Ich erſuche den Abg. v. Gaffron, den Bericht zu 
erſtatten. 

Abg. v. Gottberg: 


Ich bitte Ew. Durchlaucht, in dem, was ich zu 
ſagen beabſichtige, nicht eine 


Kritik Ew. Durchlaucht Geſchäftsleitung zu ſe⸗ 
hen, ſondern lediglich das Beſtreben, die Verhandlungen des Landtages auf 
geſetzlichem Boden zu erhalten. Ew. Durchlaucht haben in dieſer Verſamm⸗ 
lung und ſchon früher mehrere Petitionen an die Abtheilungen verwieſen, 
welche aus Mitgliedern beider Kurien zuſammengeſetzt ſind. Soweit ich die 
geſetzlichen Beſtimmungen kenne, find nur zwei Fälle vorgeſehen, in welchen 
gmeinfaftliäe Berathung flattfinden darf. Es heißt nämlich $. 14. der 
1849 cbnung über die Bildung des Vereinigten Landtages vom 3. Februar 
1 „Wenn der Vereinigte Landtag über eine Propoſition wegen Auf⸗ 
böten neuer Staatsanleihen oder wegen Einführung neuer Steuern oder Er⸗ 
* 1 ve der befichenden Steuerfäge zu befchließen hat, fo tritt der Herrenſtand 

aden übrigen Ständen zu gemeinſchaftlicher Berathung und Beſchlußnahme 
zuſammen. In allen anderen Fällen erfolgt auf dem Vereinigten Landtage 
die Berathung und die Abſtimmung des Herrenſtandes in abgeſonderter Ver⸗ 


ſammlung.“ Ich kann nicht finden, daß irgend eine Petition das Recht hat, 
zu verlangen, daß fie in gemeinſchaftlicher Berathung vorgenommen werde, 
ſondern ich glaube, daß jede Petition in den einzelnen Kurien appart behan⸗ 
delt werden muß. Nicht einmal alle Propoſitionen dürfen in Vereinigter 
Kurie ihre Erledigung finden, ſondern dies findet nur in zwei Fällen flatt, 
nämlich bei Aufnahme neuer Staats-Anleihen und bei Einführung neuer oder 
Erhöhung beſtehender Steuern. Wenn Ew. Durchlaucht die Gewogenheit ge⸗ 
habt haben, mehrere Petitionen an die Abtheilungen zu verweiſen, welche 
aus Mitgliedern beider Kurien beſtehen, ſo iſt dies nicht geſetzlich, und ich 
würde mir daher den Antrag erlauben, daß diejenigen Petitionen, welche auf 
dieſe Art vertheilt worden find, wieder an die Kurien, wohin fie gehören, 
verwieſen werden mögen. Es iſt von dieſer Stelle von einer Seite viel von 
den Geſetzen geſprochen und daraus ſogar deduzirt worden, was hier verhan⸗ 
delt werden ſoll. Im Sinne dieſer Herren glaube ich daher auch hier das 
Recht zu haben, mich auch auf das Geſetz zu berufen. Ich glaube, daß we⸗ 
der Sie, durchlauchtigſter Herr Marſchall, noch die Verſammlung das Recht 
hat, eine Abweichung zu machen, ſondern daß, wenn eine Abweichung beliebt 
werden ſollte, dieſe nur in dem Wege geſchehen kann, daß an Se. Majeftät 
. ver eine Petition auf Abänderung dieſes Paragraphen gerichtet wer⸗ 
en muß. f ; 

Marſchall v. Rochow: Ducchlauchtigſter Herr Landtags- Marſchall! 
Wenn ich richtig verſtanden habe, wenn ich den Worten des Redners richtig 
gefolgt bin, fo waren alle diejenigen Petitions-Anträge welche der Herr Land⸗ 
tags⸗Marſchall als ſolche bezeichnet und der Abtheilung der Vereinigten Ku⸗ 
rien übergeben hat, ſolche, die an den Marſchall der Kurie der drei Stände 
gerichtet waren, und die mit Uebereinſtimmung der Herren Antragſteller und 
ohne das dagegen irgend eine Bemerkung von der hohen Verſammlung ge⸗ 
macht worden iſt, dem Herrn Marſchall der Herren-Kurie zugegangen find, 
um fie in den Vereinigten Kurien berathen zu laſſen, weil fie ſämmtlich ſolche Gegen⸗ 
ſtände betrafen, welche Bezug hatten auf Allerhöchſte Propofttionen, die in der 
Vereinigten Kurie zur Sprache kommen mußten. Ich glaube alſo, daß der 
Weg, den der Herr Marſchall der Herren-Kurie eingeſchlagen hat, gewiß ganz 
gerecht iſt und eben fo wenig dem Rechte als der Nützlichkeit entgegenſteht. 

Marſchall: Nach dem, was ſo eben geſagt worden iſt, habe ich nicht 
nöthig, etwas hinzuzufügen. Wir können alſo den Gegenſtand verlaſſen und 
zum nächſten übergehen. 

Abg. Freiherr von Vincke: Ich glaube Ew. Durchlaucht das wieder⸗ 
holen zu müſſen, was das verehrte Mitglied der pommerſchen Ritterſchaft 
über dieſen Gegenſtand ausgeſprochen hat. Ich glaube, der Paragraph des 
Geſetzes, der ſo eben angeführt und von dieſem Platze aus ſchon häuſig wie⸗ 
derholt worden iſt; nämlich §. 14, hat genau diejenigen Fälle artikulirt, in 
denen wir nur befugt ſind, in Vereinigung mit der Herren-Kurie zu bera⸗ 
then, und zwar ſowohl in pleno der hohen Verſammlung als in den 
einzelnen Abtheilungen. Ich kann mich daher nur der Meinung des ver⸗ 
ehrten Mitgliedes der pommerſchen Ritterſchaft anſchließen, daß das Verfah⸗ 
ren, welches jetzt allerdings ohne Widerſpruch in der Kurie der drei Stände 
ſtaitgefunden hat, und welches eben auch durch Verweiſung der Anträge an 
eine Abtheilung der Vereinigten Kurien von Ew. Durchlaucht in Anwendung 
gebracht worden iſt, den geſetzlichen Beſtimmungen nicht entſpricht. 

Landtags⸗Kommiſſar: Es wird vielleicht dazu dienen können, den 
Streit zu ſchlichten, der in dieſem Augenblicke ſich in der hohen Verſamm— 
lung erhoben hat, wenn ich die Anſicht des Gouvernements darüber aus— 
ſpreche. Das Reglement hat allerdings den Fall nicht genau vorhergeſehen 
der hier vorliegt. Es hat nichts darüber angeordnet, wie es mit den Peti⸗ 
tionen gehalten werden foll, welche ſich unmittelbar auf eine Allerhöchſte Pro⸗ 
pofition beziehen, alſo gleichſam ein Amendement zu derſelben bilden. Des⸗ 
halb kann ich nicht leugnen, daß nach dem Buchſtaben des Reglements die⸗ 
jenigen Mitglieder, welche verlangen, daß jede Petition ohne Ausnahme an 
die Abtheilung der Kurie, an welche ſie gerichtet iſt, zur Vorberathung über⸗ 
geben werden müſſe, daß, ſage ich, dieſe Mitglieder, dem Wortlaute des Re⸗ 
glements nach, in ihrem Rechte ſind. Wenn aber die Herren Marſchälle in 
dieſer Beziehung von dem Wortlaut abgewichen ſind, ſo habe ich darin nichts 
Anderes gefunden, als den Verſuch, ob nicht dergleichen Petitionen durch 
Verweiſung an diejenige Abtheilung, welche mit der Vorberathung der korre⸗ 
ſpondirenden Allerhöchſten Propoſition ſich befaſſen, in kürzeſtem Wege ihre 
Erledigung finden dürften. So habe ich dieſe Abweichung von dem Vuchſta⸗ 
ben des Reglements angeſehen, ſo glaube ich, daß ich ſie vertreten kann, und 
nach dieſer Behandlung dürfte auch Keiner der Herren Petenten in ſeinem 
Rechte verkürzt werden. E 

Marſchall: Es wird kaum über diefen Gegenſtand noch etwas zu 
bemerken ſein. Ich meines Ortes würde blos das zu wiederholen haben, 
was von dem Herrn Marſchall der Kurie der drei Stände bereits geſagt 
worden iſt, und ich glaube, daß auch die beiden geehrten Redner von Pom⸗ 
mern und Weſtphalen nach dem, was ſchon geſagt worden iſt, ihre Bedenk⸗ 
lichkeiten ſchwinden laſſen werden, und zwar um ſo mehr, weil, wenn das 
nicht geſchähe, geantwortet werden müßte, daß der Augenblick, dieſe Bemer⸗ 
kung zu machen, früher da war, nämlich zu der Zeit, wo der Herr Mar- 
ſchall der Kurie der drei Stände erklärt hat, daß er dieſe Anträge mir über⸗ 
geben würde, wo er dies eben in Gegenwart der beiden geehrten Mitglieder 
und in Gegenwart des Königlichen Kommiſſarius erklärt hat, während weder 
von der einen, noch von der anderen Seite ein Widerſpruch erfolgt iſt. Aber, 
wie geſagt, ich glaube, daß beide geehrten Redner ihr Bedenken ſchwinden 
laſſen werden und wir daher zu dem Gegenſtande der heutigen Tages-Ord⸗ 
nung übergehen können. ; 

Abg. v. Gottberg: Ich muß mich dahin ausſprechen, daß ich mich 
eiuerfeits allerdings nicht von der Ueberzeugung trennen kann, daß das bisher 
hierbei beobachtete Verfahren nicht den geſetzlichen Beſtimmungen entſpricht, 
daß ich aber andererfeits gern zugebe, daß es nützlich fein kann. Wenn aber 
geſagt worden iſt, ich hätte den Antrag früher ſtellen können, ſo gebe ich zu, 
daß ich es hätte thun können, aber ich glaube auch, daß ein Antrag nie 
zu a rer kann, wenn er gegen 1 Verfahren gerichtet iſt, welches 
den geſetzlichen Beſtimmungen nicht entſpricht. 80 

Abg. Frhr. v. Binde e Ich ſchließe mich dem an. 

Marſchall: Es ſollte in den Worten, welche ich geſagt habe, nicht 
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ein Vorwurf liegen, fondern nur ein Motiv, von dem jetzt erfolgten Wider⸗ 
ſpruche abzuſtehen, und da dies geſchehen iſt, ſo gehen wir zu der Berichter⸗ 
ſtattung über die Königliche Botſchaft, „die Errichtung der Landrenten-Van⸗ 
ken betreffend“, über. Ich glaube, daß, da der Bericht jedem geehrten Mit⸗ 
gliede vorliegt, es zweckdienlich ſein wird, den Allgemeinen Theil, den Ein⸗ 
gang des Berichts, wegzulaſſen und mit Seite 8 etwa anzufangen. 

Referent Frhr. v. Gaffron: Ich erlaube mir vorher die Bemerkung, 
daß das Gutachten weſentlich in drei Theile zerfällt. Es enthält zuerſt die 
hiſtoriſche Darſtellung der Grundſätze der bereits errichteten und z. B. in 
Schleſien zu errichtenden Landrenten-Banken, dann die Erörterung der Nütz⸗ 
lichkeit und des rechtlichen Standpunktes, inſofern er hier in Betracht kommt, 
und dann endlich die Staatsgarantie. Da der Herr Landtags⸗Marſchall 
der Meinung iſt, daß der erſte Theil wegbleiben kann, ſo würde ich mit den 
Worten beginnen können: »Die in der vorangegangenen Ueberſicht enthaltenen 
Grundſätze und Modiſicationen der verſchiedeven bereits errichteten und noch 
zu errichtenden Rentenbanken können ſelbſtredend nicht der Vorwurf ſpezieller 
Prüfung und Berathung für den hohen Vereinigten Landtag fein. Sie ge⸗ 
hören vielmehr vor die Provinzial-Landtage, welche dieſelben den örtlichen 
Bedürfniſſen gemäß zu entwerfen haben werden. Die Entſcheidung des Ver⸗ 
einigten Landtags hinſichts der zu dieſen Inſtituten erforderlichen Staats⸗ 
Garantie wird vielmehr auf der Beurtheilung des rechtlichen Standpunktes 
und der Nützlichkeit der Rentenbanken ſowohl für die einzelnen Provinzen 
als für allgemeine Staatszwecke beruhen. Vom rechtlichen Geſichtspunkte 
aus iſt ſowohl das Intereſſe der Verpflichteten, als das des Berechtigten ins 
Auge zu faſſen. Die Rechte der Erſteren ſind dadurch vollſtändig gewahrt, 
daß nach erfolgter Provocation, es möge dieſe vom Berechtigten oder vom 
Verpflichteten ausgehen, durch die Ablöſungs-Behörde zuvor die rechtliche Na⸗ 
tur der abzulöſenden Reallaſten ermittelt und feſtgeſtellt werden muß, ehe 
deren Umwandlung in Rente und die Ueberweiſung an die Rentenbank er- 
folgt. In ſtreitigen Fällen muß die richterliche Entſcheidung vorher erfolgen. 


Als leitender Grundſatz iſt ferner bisher bei allen Rentenbanken feſtgehalten 


worden, daß den Verpflichteten eine, wenn auch nur temporaire höhere Bela— 
ſtung behufs der Realiſtrung nicht auferlegt werden dürfe. Die Rechte der 
Verpflichteten ſind demnach vollkommen geſichert. Dagegen erhoben ſich in 
der berathenden Abtheilung Bedenken hinſichts der Verletzung der Privat— 
rechte der Berechtigten. Wenn nämlich als Grundſatz angenommen wird, 
daß dem Staate die Tragung eines Theils der Tilgungs-Veiträge oder der 
Verwaltungskoſten, wie dies in Paderborn und im Königreich Sachſen ge— 
ſchieht, nicht zugemuthet, den Verpflichteten aber eine zeitweilige höhere Be- 
laſtung in der Regel nicht auferlegt werden kann, fo iſt die Nententilgung 
nur auf Koſten der Berechtigten zu bewerkſtelligen, wie dies in den Entwür⸗ 
fen für die Oberlauſitz und für Schlefien ausgeführt iſt. Es entſteht hier⸗ 
aus die Frage, ob der Vereinigte Landtag, ob der Staat die Befugniß habe, 
eine Maßregel zu fanctioniren, durch welche einem Theil der Staatsbürger, 
den Realberechtigten, die Verbindlichkeit auferlegt wird für den Fall des er— 
theilten Provocationsrechts an die Verpflichteten, als Provakaten, mit einer 


geringeren als der vollen geſetzlichen Kapital-Entſchädigung ſich zu begnügen, 


ferner einen niedrigeren, als den geſetzlichen Zinsfuß dieſer Kapitalien anzu⸗ 
nehmen und außerdem noch den möglichen Verluſten im Courſe der Renten- 
briefe ausgeſetzt zu ſein? 

Es wurde jedoch von der Abtheilung mit beinahe vollſtändiger Ueberein— 
ſtimmung darauf hingewieſen, daß die Bejahung dieſer Frage bisher in der 
preußiſchen und überhaupt in der deutſchen Geſetzgebung nicht zweifelhaft ge— 
weſen iſt, wie die Renten-Bank⸗Geſetze für Sachſen, das Eichsfeld und das 
Paderborniſche beweiſen, daß ſie aber auch um ſo weniger zweifelhaft ſein 
dürfe, als die abzulöſenden Laſten fo allgemein find, daß fie nicht als 
einzelne Privatrechte daſtehen, ſondern als Rechte ganzer Klaſſen von Staats— 
bürgern, alſo gewiſſermaßen in der Verfaſſung des Landes beruhende Rechte. 
Eben wegen dieſer beſonderen Natur dürften auch nun die Vertreter der be— 
theiligten Stände darüber vernommen werden. Wenn dieſe letzteren, ſelbſt 
unter Darbringung eines Opfers, die vorgeſchlagene Maßregel dem Intereſſe 
ihres Standes entſprechend erachteten, ſo gaben ſie dadurch zu erkennen, daß 
die dargebotene Entſchädigung ihnen genügt, und die Sanction ihres Be— 
ſchluſſes durch den Staat kann eine Verletzung von Privatrechten nicht ent— 
halten. Es würde vielmehr als eine Bevormundung angeſehen werden müſ— 
fen, wenn der Staat oder der Vereinigte Landtag den Anträgen der Verech— 
tigten aus den Provinzen in dieſem Falle nicht deferiren wollte. 

Die Nützlichkeit der Rentbanken dürfte aus den Eingangs des Gutach⸗ 
tens beregten Verhältniſſen und aus den Erfolgen der bereits beſtehenden An— 
ſtalten genügend hervorgehen. Mehrere aus entgegengeſetzter Anſicht erhobene 
Bedenken wurden von der Abtheilung geprüft und im Nachſtehenden widerlegt. 

Dem Einwurf, daß durch die Abgeltung einer ſixirten ſicheren Rente 
die Guts⸗Einnahme, mithin die Werths-⸗Subſtanz der Rittergüter geſchwächt, 
daß ein namhafter Theil des größeren Grundeigenthums mobiliſtrt werde, wurde 
entgegengehalten, daß jene Gefälle nicht einen Theil des produktiven Werths 
der Güter, ſondern ein auf beſondern rechtlichen Verhältniſſen beruhendes 
Zubehör derſelben bilden. Die produktive Kraft des Grundſtücks wird durch 
den Ausfall jener Rente nicht vermindert, im Gegentheil bietet die Dispoſi— 
tion über ein namhaftes Kapital theils indirect durch Abtragung von Grund 
ſchulden, theils direct durch Verwendung in den Beſitz, Mittel zur Erhöhung 
des intenſiven Werths dar. 

Die Beſorgniß wegen Ueberfluthung des Geldmarktes durch ein neues 
zinstragendes Papier verdient gründliche Erwägung. Die Denkſchrift des 
Finanz⸗Miniſters erwähnt, daß die Summe der im Staatsbereich auszufer⸗ 
tigenden Rentenbrieſe die Höhe von 100 Mill. Rthlr. erreichen könne, indem 
deren Betrag für Schleſten allein auf nahe an 30 Millionen approximativ 
ermittelt worden iſt. Nach den von mehreren Mitgliedern der berathenden 
Abtheilung ausgeſprochenen Anſichten dürfte jedoch die Errichtung von Ren⸗ 
ten⸗Banken nicht in allen Landestheilen erforderlich werden, und es wird die 
Summe der Rentenbriefe eine ſo bedeutende Höhe kaum erreichen. In allen 
öſtlichen Provinzen der Monarchie beſtehen ritterſchaftliche Kredit-Inſtitute, 
an welche ein ſehr bedeutender Theil der Ablöſungs⸗Kapitalien behufs der 
Löſchung der auf den Werth der Rcalberechtigungen ausgefertigten Pfand⸗ 
briefe zurückgezahlt werden muß, wodurch wiederum eine Verminderung der 
zinstragenden Papiere im Allgemeinen erfolgt. In den weſtlichen Provinzen 


exiſtiren jene Kredit⸗Inſtitute nicht, ein großer Theil der Ablöſungs-Kapita⸗ 
lien wird aber hier zur Abzahlung von Hypothekenſchulden verwandt und da⸗ 
durch die Mobiliſirung der Grundſchuld erreicht werden, welche für den all⸗ 
gemeinen Landesverkehr vortheilhaft iſt. Die Renten-Anſtalten werden nicht 
ſogleich und überall gleichzeitig entſtehen, die Ausfertigung der Rentenbrieſe 
erfolgt, wie das Beiſpiel von Sachſen zeigt, nur ſucceſſive, ein Theil derſel⸗ 
ben wird durch die Amortiſation immer wieder vernichtet. Ein Theil der 
Rentenbriefe wird ferner bei Fidei-Kommiſſen zur Sicherheit der Anwärter 
im Depofitum bleiben; ein Theil durch Ausfertigung kleiner Apoints, nach 
dem Vorgange Sachſens, mittelſt der Anlegung der Erſparniſſe der ärmeren 
Bevölkerung in feſter Hand bleiben; dieſe Motive wecden demnach vereint 
dahi wirken, einen nachtheiligen Einfluß auf den Geldmarkt zu beſeitigen. 
Bei ungünſtigem Stande deſſelben wird das Intereſſe der Vetheiligten den 
Grundſatz herbeiführen, einen niedrigeren Satz bei Kapitalifirung der Rente 
eintreten zu laſſen, den Zinsfuß der Rentenbriefe aber nach Maßgabe des 
landüblichen nicht zu niedrig zu bemeſſen.“ 

Graf v. Frankenberg: Durchlauchtigſter Marſchall! Ich habe nicht 
um das Wort gebeten, um über die einzelnen Theile des Geſetzes zu ſpre⸗ 
chen, ſondern über das ganze. Das Gutachten, das wir bisher haben von dem 
Referenten vorgeleſen gehört, iſt ſo umfaſſend abgefaßt, daß es nicht leicht 
möglich ſein wird, dem Gegenſtande eine neue Seite abzugewinnen. Ich will 
mir daher erlauben, von dem provinziellen Standpunkte aus auszuſprechen, 
daß keine Propoſition ſo freundlich begrüßt worden iſt, als eben die dieſes 
Rentengeſetzes, und daß es der allgemeine Wunſch der Provinz iſt, daß dem 
Worte recht bald die That folgen und das Inſtitut recht bald ins Leben ge⸗ 
rufen werden möge, indem es zu den ſeltenen Inſtitutionen gehört, die nach 
keiner Seite Schaden, nach vielen aber Nutzen bringen. Alle Federn bemühen 
ſich, fortwährend und wöchentlich darzuthun, daß es an Betriebs-Kapital 
fehle, um die großen Fortſchritte zu fördern, die die Wiſſenſchaft gemacht hat, 
die großen Entwürfe zu fördern, die die Induſtrie hervorrufen will. Die 
Landrenten-Bank ſchafft dafür die Millionen, die dazu nöthig find, ſie ſchafft 
dieſe Millionen ohne Anleihe, ohne Ausland, fie ſchafft einen neuen Werth 
aus dem, was ſchon da iſt, aber in ungenießbarer Form da iſt, indem ſie die 
Millionen zu Thalern und Groſchen zerſplittert. Dieſe Landrenten-Bank wird 


ferner auf die Börſe und auf den Geldmarkt ein Papier bringen, von gedie⸗ 


gener Sicherheit, ſo werthvoll, wie ſich die Pfandbriefe für die bäuerlichen 
landwirthſchaftlichen Inſtitutionen bewähren. Wir alle find daher durchdrun⸗ 
gen von dem Gefühle der Dankbarkeit gegen den, der dieſe Schöpfung her— 
vorgerufen hat. (Einige Stimmen: Bravo!) 

Freiherr Otto v. Zedlitz-Neukirch: Es iſt keine gewagte Behaup⸗ 
tung, ſondern eine in die Gemüther ſelbſt bei der verſchiedenartigſten Anſicht 
der Dinge eingedrungene Ueberzeugung, daß in der neuen preußiſchen Legis⸗ 
latur die agrariſche Geſetzgebung eine der einflußreichſten in ihren Wirkungen 
iſt. Je mehr wir uns dieſer Wahrheit bewußt werden, je länger uns die 
eigene Erfahrung jene Anordnung in ihren Erfolgen im rechten Lichte zeigte, 
deſto lebendiger wird auch das Verlangen, der Ausführung jede mögliche Er⸗ 
leichterung gegeben zu ſehen. In der Allerhöchſten Botſchaſt über die Errich⸗ 
tung der Landrenten-Bank erkenne ich mit ehrſurchtsvollem Danke das dazu 
geeignetſte Mittel. Ich weude mich insbeſondere an diejenigen hochverehrten 
Herren, von denen ich weiß, daß welche ihre Landestheile, andere ihre Kom⸗ 
mittenten mit vorliegender Frage gar nicht oder doch nur in geringem Maße 
berührt wiſſen. Ihnen erlaube ich mir anzudeuten, daß es ſich hierbei unter 
Anderem, ich ſage unter Anderem auch darum handelt, daß den Tauſenden und 
aber Tauſenden Unbemittelten, dieſer Kategorie verpflichteten, bäuerlichen Nah⸗ 
rungsbeſitzer durch dieſes Inſtitut die Möglichkeit gegeben wird, das zu erringen, 
was der Einzelne auch ohne dieſes Inſtitut konnte, wenn er die Mittel dazu in Hän⸗ 
den hatte. Ich mache darauf aufmerkſam, daß Sie, durch eine Zuſtimmung für 
dieſes Inſtitut nicht eine momentane Hülfe, ſondern den Bedürftigen eine Hülfe 
für immerwährende Zeit geben, und daß Sie heute ſchon durch Ihre Zuſtim⸗ 
mung eine große Zahl ſehr achtbarer Mit-Unterthanen Sr. Majeſtät des 
Königs durch einen Blick in die Zukunft ermuthigen, in eine Zukunft, wo 
ihnen die Mühen ihres Tagewerks erleichtert ſein werden. Ja, meine Her⸗ 
ren, helfen ſie dieſen, die ich eben vor meinen geiſtigen Augen habe, eine 
Freiheit erringen, eine Freiheit, die ſegensreiche Früchte tragen wird, weil fie 
wächſt auf dem Boden der geſetzlichen Ordnung. Eine ſolche Freiheit wird 
ſegesreich fein in mehr als einer Beziehung, nicht blos in, materiellem, ſon⸗ 
dern auch in höherem Sinne, fie wird noch immer mehr ſtärken und nähren 
ein Gefühl, eine Tugend, die wir, die Abgeordneten des Landes, vor Allen, 
aber auch Jeder, der ein Preuße wahrhaft ſein will, pflegen und warten 
muß, wo und wie er kann; ich meine die unerſchütterliche Treue und wahre Liebt 
zu König und Vaterland. - 

Einige Stimmen: Bravo! * 5 

Marſchall: Der Abg. Gier hat zunächſt das Wort. Ich werde überhaupt 
das Wort in der Reihe geben, wie ſich gemeldet worden iſt, und die Abgeordne⸗ 
ten müffen dann ſelbſt beurtheilen, ob ihre Reden zu dem Punkte paſſen, der 
jetzt zur Diskuſſion fieht, nämlich die Frage der Nützlichkeit der Errichtung 
von Landrenten-Banken und die rechtliche Seite der Sache. 

Abg. Gier: Das Gutachten der Stände-Abtheilung ſcheint mir ſo vor⸗ 
trefflich, daß ich deſſen Anträgen meiftens beſtimmen werde. Ich erlaube mir 
nur den Antrag, daß das Wort „bäuerlich“ weggelaſſen werde und es heiße: 
„Garantie des Staats für die zur Ablöſung der Rellaſten, welche Gegen⸗ 
ſiand der Ablöſungs-Ordnungen vom Jahre 1821 und. 1029 find, zu errich⸗ 
tenden Rentenbanken“; denn es ſind ſehr viele kleinere Städte mit Grund⸗ 
zinſen belaſtet und betheiligt. 3 

Referent Frhr. v. Gaffron: „Ich wollte dem Redner nur erwiedern, 
daß, wenn auch das Wort „bäuerlich“ gebraucht iſt, doch in dem Gutachten 
auch die Vortheile, welche aus dem Inſtitute für die Städte entſtehen, ſchon 
hingewieſen iſt, das Intereſſe, welches die Städte, ſowohl als Berechtigte wie 
als Verpflichtete, dabei haben, iſt ein Motiv mehr, das Inſtitut zum Wohl 
des Allgemeinen ins Leben zu rufen. HR | 

Abg. Gier: Alſo müßte das Wort „bäuerlich“ wegfallen. 

Referent Frhr. v. Gaffron: Ja! 


(Schluß folgt.) 


